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Koklltlon and Eoalittonsrecht. 

I. Vom wirtschaftlichen Standpunkte. 
Koalition ist eine sich gegen irgendeine Persoo 
oder Sache richtende Vereinigung. In dem ,sich 
richten' liegt der a^ressive oder defensive Cha- 
rakter; und in diesem Charakter der Unterschied 
zu anderen Vereinigungen, die auch dem Interesse 
der ihr ÄngehOrendea dienen, wie gesellige Ver- - 
eine und ähnliche. Unter Außerachtlassung der 
staatsrechtlichen, der gewerblichen und handels- 
rechtlichen Koalitionen, soll hier nur von Koa- 
litionen der Unteniehmer und Arheiter, und ins- 
besondere von letzteren die Rede sein. Wenn 
-man auch nicht so weit wird gehen wollen, die 
Koalition der Arbeiter als ,eine der Waffen" zu 
bezeichnen, .die fQr die Zivilisation der Menschheit 
geführt werden',' so wird man andrerseits sie doch 

I LCwenfeld, Bd. 3, S. 471. 
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als ein notwendiges Mittel im Kampfe ums Dasein 
anerkeDnen müssen. In dem viel gebrauchten und 
mißbrauchten Worte .Dasein* finden wir alles 
das enthalten, worum sich in der Tat der Kampf 
der Arbeiter dreht: Um die Arbeitsbedingungen, 
den Lohn, die Lebensverhältnisse. Daß der ein- 
zelne altein nichts zu erreichen vermag, mit an- 
deren verbunden, als geschlossenes Ganzes aber 
eine Macht ist, mit der der Gegner zu rechnen 
hat, ist eine allbekannte Tatsache. So auch im 
Leben der Arbeiter, das ein ewiger Eampf ist. 
Statt eines, der die Arbeit verläßt, finden sich 
Hunderte, die gern den sich bietenden Verdienst 
ergreifen. Die Arbeiter suchen Genossen, einigen 
sich Über den Zweck — und eine Koalition ist da. 
Es vereinigen sich aber auch Arbeitgeber. Sie 
sind kapitalkräitiger und also mächtiger. In wel- 
cher Beziehung die beiden gegnerischen Koalitionen 
stehen, d. h, weiche die frühere und welche die 
sekundäre Erscheinung ist, darüber läßt sieb strei- 
ten. Folgen wir der Autorität Adam Smiths, 
so rufen die Koalitionen der Arbeitgeber Gegen- 
koalitionen der Arbeiter hervor. Von anderer Seite ^ 
werden die Arbeitgeberverbände das «notwend^e 

' Freiherr von Stumm, Sten. Ber. S907. 
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Vertejdigungsprodukt gegenüber der sozialdemokra- 
tischen Agitalioc" (die Identifizierung von Sozial- 
demokratie und Arbeiterschaft ist ein sich häufig 
vorfindender Fehlerl) geoannt. 

In welchem Verhältnis der Arbeiter zum Arbeit- 
geber steht, ist eine Frage, deren Beantwortung 
zugleich über Erlaubtheit und Notwendigkat der 
von den Arbeitern angewandten Mittel entscheidet 
Von der frühen Periode, wo sich der Knecht dem 
Herrn verkaufte, haben wir uns durchgerungen 
zu einer Zeit, wo anerkanntermaßen der Arbeifer 
seine Arbeitskraft dem Unternehmer verkauft: Zur 
Ware ist die Arbeitskraft statt der Person ge- 
worden. Nicht mdir von ,Herr" und .Knecht', 
sondern von Arbeitgeber und Arbeitnehmer ist die 
Rede. ,An die Stelle des alten Dienstverhältnisses 
trat das reine Vertragsverhältnis." Daraus folgt, 
dag der Arbeiter als Vertragskontrahent anerkannt 
wird; wie bei jedem Vertrag, ist auch hier der 
Verkaufer nicht gezwungen, unter anderen als den 
ihm passenden Bedingungen abzuschließen. Wie 
heute die Unternehmer das Recht haben, durch 
Trusts, KarteEe und dergleichen einen möglichst 
hohen Preis für ihre Ware erreichen zu wollen, so 

' Brentano, S. 10. 
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hat dasselbe Recht auch der Arbeiter in seiner 
Eigenschaft als Unternehmer, als Verkäufer der 
Ware: Arbeitskraft. 

Was die Berechtigung des Arbeiters zu solchen 
Vereinigungen noch erhöht, ist folgendes: Seine 
wirtschaftliche Schwäche, seine Unselbständigkeit 
und die Untrennbarkeit seiner Person von der ver- 
kauften Ware. 

Während der Unternehmer mit dem Moment der 
Hingabe der Ware sich von ihr trennt, ist sie beim 
Arbeiter ein Ausfluß seiner Person (siehe die 
Akkordarbeit!) und mit ihm verkntipft. Mittelbar 
geht der Arbeitsvertrag auch über seine Person. 
Anerkennung der Untrennbarkeit: die Arbeiter- 
schutzgesetzgebung. ^ 

Der Unternehmer kann ferner jeden AugenbUck 
sich Gewißheit über Angebot und Nachfrage ver- 
schaffen und den Preis durch schnell getroffene 
Ver^redungen mit der Konkurrenz regeln. Anders 
der Arbeiter: Die bequemen Mittel stehen ihm nicht 
so zu Gebote, er koaliert sich. 

Und der dritte Faktor, seine wirtschaftliche 
Schwäche (trotz Strikefonds und ähnlichem) wird 
beute ernsthaft nicht mehr geleugnet. Diese 

' Brentano, S. 10. 



n,g,t,7.cbyGOOglC 



13 

Schwäche bringt eine EiDschränkuDg eines oben- 
stehenden Satzes: Zwar nicht rechtlich, aber tat- 
sächlich — um eben zu leben — ist der Arbeiter 
zur Eingehung des Vertrags, in dem er seine Ar- 
beitskraft — oder besser die Benutzung seiner 
Arbeitskraft — verkauft, gezwungen, wenn die 
Bedingungen auch noch so ungünstige sind. 

2, Vom rechtlichen Standpunkte. 

Die Frage ist, wie sich zu dieser wirtschaft- 
lichen Berechtigung der Koalitionen die Rechts- 
ordnung verhält. 

In den besonders in Betracht kommenden Län- 
dern England, Frankreich und Deutschland sind 
noch im 18. Jahrhundert die Koalitionen verboten.* 
Das erste Gesetz, das in Europa wieder die Koa- 
litionsfreiheit gewährt, ist die berühmte Akte von 
1824, deren Urheber Francis Place und Joseph 
Hume waren.* in Frankreich brachten die Gesetze 
von 1864, 1868 und 1884 den Arbeitern das 
Koabtionsrecht. In Preu&en-Deutscbland führte die 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 die Koalitions- 
freiheit ein. Es muß auf die Entstehungsgeschichte 
der §§ 152 und 153 GO. deswegen — wenigstens 



' Ober Eoalitionsverbote vgl. Bornbak, S. IS. 
' Dazu Tgl. u. a. Schippel, Gewerkschaften, S, 16f. 
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in kurzen Zügec — eingegangen werden, weil die 
Interpretation, die insbesondere der § 153 von 
Seiten der Gerichte erfahren hat, sich immer wieder 
auf diese Entstehungsgeschichte des Paragrapfaea 
beruft. 

Wir binnen nach Schippel' mit dem auf Ver- 
anlassung der sächsischen Regierung am 3. De- 
zember l&JO ergehenden Beschluß der Frank- 
furter Bundesversammlung, welcher sich scharf 
gegen jede Koalition und „dergleichen Mifibräuche' 
wendet. Wie das Allgemeine Landrecht (II, 8, 
g§ 396—398) enthielt auch noch die preußische 
Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 in den 
§§ 181 und 182 Verbote der Koalitionen. 1854 
erging das bekannte Gesetz, betreffend die Ver- 
letzung der Berufspflichten des Gesindes und der 
ländlichen Arbeiter, durch das noch heute diesen 
Berufen die Koalitionsfreiheit vorenthalten wird. 
In den 60er Jahren kommt dann, beeinflufit durch 
die ganze ökonomische wie politische Entwicklung, 
äne Bewegung in Fluß, welche nach einer Ab- 
änderung und Aufhebung der bestehenden Koa- 

< .Beiträt^e* a. a. 0. Auch Heinemann schließt 
sich bei Darstellung der Geschichte in seinem trefF- 
Uchen Aufsatz: ,Zur Behandlung der Streikvergehen 
u. s. w." wörtlich an Schippel an. 
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litioDsverbote dräo^.' Wir haben 1862 den ersten 
und dann 1865 den zweiten von Schulze-Deiitzsch 
eingebrachteu Antrag, welcher in Spezialisierung des 
ersten, auf Aufhebung der §§ 181 und 182 lautete. 
In der Plenardebatte, die der Kommissionsberatung 
fo^te, ließ die Regierung erklären, sie habe ,die 
Überzeugung gewonnen, daB die bestehenden Be- 
stimmungen über das Koalitionsrecht der Arbeit- 
geber und Arbeiter eine Änderung im Sinne des 
Gesetzentwurf* (also im Sinne von Schulze und 
der Kommission) bedurften. Im Februar- 1866 
legte die preußische R^ieruug dem Abgeordneten- 
hause einen Gesetzentwurf vor, der unter anderem 
die Aufhebung der §§ 181 und 182 enthielt.' 

' Die Fortschrittspartei gab dieser Bewegring Aus- 
druck; ob „infolge eines Druckes von unten', ctder 
,aus Wohlwollen für die Arbeiter', darüber s. ,Neue 
Zeit", XVlIl. Jahi^ang, S, äSätF. 

' Es stehen in den Motiven einige zu treffende Be- 
merkungen, als da& sie nicht hier ihren Platz finden 
sollten: 

,Mit den Prinzipien des Straft^chts steht es inso- 
.fern nicht im Einklang (sc. das alte Recht), als die 
.Handlung, welche von der Strafe getroffen wird, 
.an sich eine schuldbare Rechtsrerletzung nicht 
,enthUt .... So wird der psychische Zwang 
,ala eine Verletzung der personlichen Freiheit 
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Durch den Krieg wurde die preu&ische Re^eraDg^ 
an der Ausfahrung des b^onnenen Werkes gehin- 
dert. Der Reichstag des Norddeutschen Bundes 
vollendete es. 

Von Schulze - Delitzsch und Becker - Dortmund 
wurde ein Antrag gestellt, dessen § 1 lautete: 
,AlleVerbote und Stratbestimmungen gegen Ar- 
jbeitgeber oder Arbeiter sämmtlicher Gewerbs- 
, zweige — einschließlich der Landwirtschaft^ 
,des Berg- und Hüttenhetriebs, der Strom- 
, Schiffahrt, des Gesinde- und Tagelohndienste» 

,oder als Erpressung nach dem geltenden Straf- 
, recht nur geahndet, wenn er in der Androhung 
.eines Verbrechens oder Vergrfiena besteht (g§ S12 
.und S34 StGB,), Von diesem Grundsatz weicht 
.die Bestunmung der gg 181 und 183 der AU- 
„gemeinen Gewerbeordnung ab, da die gemein- 
.schafUicbe, Einstellong der Arbeit sich als ein. 
.Verbrechen oder Vergehen nicht charakterisieren 
.lägt, solange die Handlang, von dem Einzelnen 
,Terflbt, nicht strafbar ist ... . Dasselbe gilt 
.umgekehrt von dem Verhältnis des Arbeiters 
.zum Arbeitgeber im Falle der Entlassung. Uie 
.Anomalie tritt hier nur noch um so schärfer- 
.hervor, als der einzelne Arbeitsherr seine noch 
„so 2ahlreichen Arbeiter sämmtUch gleichzeitig 
.entlassen kann, ohne da& er dem Strafgesetz 
.verfällt.' 
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, — wegen Verabredungen und Vereinigungen 
,zum Behufe der Erlangung günstiger Lohn- 
,uiid Arbeitsbedingungen, insbesondere mittels 
, Einstellung der Arbeit oder Entlassung der 
, Arbeiter, werden aufgehoben.* 
Mit bedeutender Majorität angenommen, fand 
dieser § 1 nicht Gnade vor den Äugen der Re- 
gierungen. Aus dem von ihnen ein Jahr spSter, 
1868, voi^legten vollständigen Entwurf war ein 
Torfio, der sogenannte Not-Gewerbegeselz-Entwurf 
geworden, in dem das Koalition srecht fehlte. 1869 
wurde dann ein Entwurf vorgel^t, welcher in 
seinen §§ 168, 169 die Koalitionsbeschränkungen 
aufhob. Diese beiden Paragraphen entsprechen den 
heutigen §§ \h% 153 und sind am Sl. Juni 1869 
norddeutsches Bundes- und später Reichsgesetz ge- 
worden. 

Was nun insbesondere noch den § 153 anbe- 
langt, so war noch in den 1865er Anträgen keine 
Rede von Strafbestimmungen gewesen. Hinein 
kommen diese durch den g 3 des preußischen Re- 
gierungsenf wurfa von 1866: 

„Wer andere durch Anwendung körperlichen 
.Zwanges, durch Drohungen, durch Ehrver- 
, letzung oder durch Verru Verklärung bestimmt 
gOder zu bestimmen versucht, an solchen Ver- 

Frey, Strtke und Strafrecht. B 
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„abredungen (% 2) Theil zu nehmen oder ihnen 
,F(Jge zu leisten, oder wer Andere durch 
, gleiche Mittel bindert oder zu hindern ver- 
, sucht, von solchen Verabredungen zurüek- 
„zutreten, wird mit Gefängnis bis zu drei 
, Monaten bestraft, sofern nicht nach dem all- 
, gemeinen Stra^esetz eine härtere Strafe ein- 
.tritt.' 
Der Reich stagsbeschluS von 1867 war wieder 
frei von jenen Bestimmungen, während in dem 
1868 regierungsseitig vorgelegten vollständigen Ent- 
wurf der eben zitierte g 3 als g 170 wörtlich steht. 
Ebenso in dem Entwurf von 1869 als g 169. 

Vergeblich war der Versuch von Schulze- Delitzsch, 
den Paragraphen zu Fall zu bringen, der in dem 
liberalen Abgeordneten Lasker einen warmen Für- 
sprech gefunden hatte. 

3. Kritik der gesetzlichen Regelung. 
Der Gesetzgeber hat im § 152 den deutschen — 
gewerblichen^ — Arbeitern die Koalitionsfreiheit 
gegeben. Einen Mifibraucb derselben will er durch 
die Strafvorschriften des g 153 verhindern. So 
lautet die durchschnittliche Würdigung der beiden 
Paragraphen. Es ist nicht uninteressant, des 

■ Das Nähere daraber s. unten S. 12. 
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nSheren auf die Erilik einzugehen, die an dem 
% 153 — dieser wird uns fortan allein beschäf- 
ligen — geübt wordeD ist. 

Lasker bezeichnet ihn als .unentbehrliches 
Korrelat" zuv Koalitionsfreiheit. Ahnlich klingt der 
Satz, da& der Paragraph der erste Damm gegen 
die Koalitionsfreiheit — oder Koalitionszügellosig- 
keit — sei.' Einem preußischen Minister genügt die 
Fassung des Paragraphen nicht; sie ist ihm eine 
unvollständige, eine verkrüppelte.' AuchLoening 
hält die Bestimmungen des Paragraphen nicht für 
ausreichend.' 

Von den zahlreichen Stimmen, die entgegenge- 
setzt über den Paragraphen urteilen, seien nur die 
folgenden erwähnt. „Der § 153 richtet sich ledig- 
lich gegen die Arbeiter. " * Er ist ein „Ausnahme- 
gesetz.'"' ,Der Paragraph ist eine ausnahmegesetz- 
licbe Bestimmung, das kann gar nicht geleugnet 
werden. Es ist sogar eine ausnabmegesetzlicbe 
Bestimmung sehr schlimmer Art.** „Der § 153 
bat sich als das einseitigste Klassengesetz, das 
man sich denken kann, gegen die Arbeiter er- 

1 Lenzinann, Sten. Ber. 2681. — » Brefeld, 
Sten. Ber. 2728. — ^ a. a. 0., S. 269. - ' BQsing. 
Sten. Ber. 2904. — ' Heine, Sten. Ber. 2737. — 
•Lieber, Sten. Ber. 2663. 
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wiesen. Das ist auch anderer Leute als der 
Sozialdemokraten Meinung." 

Was nun aber gar die Judikatur anbetrifft, so 
ist der bekannte Ausdruck von den haarsträuben- 
den Urteilen und der .bimmelschreienden Partei- 
lichkeit" gefallen.' 

Eine eingehendere Untersuchung im Sinne des 
Themas erscheint gerechtfertigt. 



• Bebet, Sten. Ber. 2645. 
» Lieber, Sten. Ber. 2663. 



^£Q> 
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Der I 158 60. 
I. Subjekt des Vergehens: .Wer*. 

Der § 153 lautet: 

,Wer Andere durch Anweudui^ körperlichen 
.Zwanges, durdi Drohungen, durch Ehrver- 
.letzung oder durch Verrufserklärung be- 
, stimmt oder zu hestinunen versucht, an sol- 
,chen Verabredungen (g 152) Theil zu nehmen, 
,oder ihnen Folge zu leisten, oder Andere durch 
.gleiche Mittel hindert oder zu hindern ver- 
, sucht, von solchen VerabreduDgen zurückzu- 
, treten, wird mit Gefängnis bis zu drei Ho- 
,naten bestraft, sofern nach dem allgemeinen 
„Stra^esetze nicht eine härtere Strafe eintritt.* 
Gleich das erste Wort ,wer* bedarf der Er- 
klärung. Der Paragraph trifft nicht alle Arbeiter und 
Unternehmer, sondern nur die, mit denen sidi die 
Gewerbeordnung im allgemeinen be&i&t. Diese Be- 
schränkung auf die gewerblichen Arbeitgeber 
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und Arbeitnehmer stammt aus einem in dritter Le- 
sung von den Abgeordneten Friedenthal nnd Ge- 
nossen eingebrachten Amendement. Nach § 154a 
Abs. 1 GO, finden die Bestimmungen des § 153 
entsprechende Anwendung auf die Besitzer und 
Arbeiter von Bergwerken, Salinen, Aufbereitungs- 
anstalten und unterirdisch betriebenen Brüchen 
oder Gruben. 

Unberührt von dem Paragraphen bleiben z. B. die 
ländlichen Arbeiter und das Gesinde, für wdche 
beiden Klassen Landesrecht ^It, in Preußen das 
Gesetz von 1854. 

a. Objekt des Vet^ehens: .Andere". 

Einig ist man sich also darüber, von wem das 
Delikt des § 153 begangen werden kann. Weniger 
einig, gegen wen es begangen werden kann. Im 
Gesetzestext steht das Wort jAndere", Es handelt 
sich darum, ob darunter nur die auf derselben Seite 
des Lohnkampfes Stehenden gemeint sind oder alle 
beliebigen dritten Personen. 

Es wird behauptet, daß, wenn man letzterer 
Ansicht zuneige, dadurch jeder Strike unmöglich 
gemacht werde, da in dem Inaussichtatellen eines 
Strikes eine Drohung liege und diese dann strafbar 
sei. Dag^en läßt sich nichts anderes einwenden. 
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als daß die RQcksicht auf die Folgen die Interpre- 
tation einer Gesetzes Vorschrift niclit beeinflussen darf. 
Es läßt das Wort , Andere' nur die weiteste 
Auslegung zu. Dem wird vom Eammergeridit 
widersprochen.' ,Es ist', sagt das KG., „ein- 
leuchtend, dafi das Wort „andere' in der ersten 
Alternative: .„Wer andere bestimmt oder zu be- 
stimmen versucht, an solchen Verabredungen Theil 
zu nehmen*" und in der letzten: ,,Wer andere 
durch gleiche Mittel biedert oder zu hindern ver- 
sucht, von solchen Vereinbarungen zurückzutreten'", 
nur die auf der gleichen Seite der Lohnbewqping 
Stehenden bezeichnet, äa& also hier nur ein Zwang 
unter Strafe gestellt wird, welcher von Arbeitern 
gegen Arbeiter, von Arbeitgebern g€^n Arbeitgeher 
ausübt wird. Es ist nun grammatisch und lo- 
gischundenkbar, da& das Wort „andere" im zweiten 
Gliede eine weiterlebende Bedeutung haben sollte 
als im ersten und dritten; es ist vom Standpunkt 
der gesetzgeberischen Technik undenkhar, daß 
zwischen zwei Bestimmungen, weldie lediglich den 
Zwang g^en Genossen im Lohnkampf mit Strafe 

> Urteil vom 8. Dezember 1898 (Reger, Bd. 20, 
S. SS). Ein wörtlich gleichlautendes Urteil vom 
15. September 1898 zitiert Heinemann. 
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bedrohen, eine Vorschrift eingefügt sein sollte, 
welche Zwangshandlungen g^en die auf der an- 
dern Seite der Lohnbewegung Stehenden unter 
Strafe stellt In diesem Falle wSre auch die Aus- 
drucksweise des Gesetzes fehlerhaft, da nicht die 
Befolgung der Verabredungen, sondern die der ver- 
abredeten Forderungen erzwungen werden soll.' 

Über die .logische Undenkbarkeit' lie&e sich 
streiten; sie möge ebenso wie die grammatische 
dem Kanunergericht zug«^ben werden. Aber der 
Schlu6 Ton dem ersten und dritten auf das zweite 
Glied ist deswegen verfehlt, weil die Voraussetzung 
— nämlich da£ die erste und dritte Alternative von 
auf der gleichen Seite Stehenden, Arbeitern einer- 
seits und Arbeitgebern andererseits, spricht — 
falsch ist. Es können sehr wohl Arbeiter und 
Unternehmer auf einer Seite stehen.^ 

Der Wortlaut ist also nicht g^en uns. Ein wei- 
teres Argument der Gegner, der ,Sinn° der Vor- 
schrift, dürfte auch nicht stichhaltig sein ; denn es 
wird immer nur dam it operiert, der S 1 52 gewähre das 
Eoalitionsrecht, und durch unsere Auslegung nähme 

* So mit Recht nach praktischen Erfahrungen (die 
sich auch in dem letzten Berliner Eonfeklionsstrike 
bestätigt haben) von Schulz, S. 457, Anm. 3. Siehe 
auch die dort rilierte Literatur, 
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man es ihm. Ersteres mag gelten*; letzteres ist 
nicht richtig. 

Der § 153 hat den „Sinn", die Freiheit der 
WiDensentscIiließung zu schützen. Nicht blos des 
Arbeiters sondern auch des Arbeilgebers, und — 
so ist mit dem Reichsgericht* gegen Heinemann* 
zu betonen — nicht nur soll der Arbeitgeber 
gegen den Zwang sdner Kollegen, sondern auch 
gegen den Arbeiter geschijtzt sein; sonst wäre der 
Schulz nicht Tollkommen. 

Auch das Kammergericht schwankt: Seine jet- 
zige Ansicht hatte es schon in dem Urteil vom 
21. Mai 1891 (Goltdammer, Bd. 40, S. 269, Anm. 2) 

' Dies ist nur der KOi'ze wegen im Text angenom- 
men. Es ist dies auch die herrschende Heinnng. Dem- 
gegenüber leugnet Lotmar in bestechenden Aus- 
führungen das Vorhandensein eines positiven Koa- 
Utionsrechts. Denn, wie er nachweist, bestehen die 
Eoalitionen nach Zivilrecht nicht zu Recht und werden 
auch Tom Strafrecht nicht beschirmt. „Die gesetzliche 
Koalitionsfreiheit ist nur Unverbotenheit und Straf- 
losigkeit." („Unverbotenheit" wird von Winter a. a. 0. 
glattweg, ohne Anführungsstriche übernommen!) „Die 
Koalition ist frei, nämlich Togelfrei, und ein Koalitions- 
recht ist erst noch zu schaffen." (63.) 

« RG. vom 30. April 1903, Bd. 36, S, 9365. (238). 

» S. 152, Anm. 12. 
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geäußert, während es die gegenteilige Auffassung 
in seinem Urteil vom 9. April 1894 (Reger, Bd. 16, 
S. 254) vertrilL Mit der Ansicht von 1891, 1898 
steht es in der gesamten Judikatur meines Wissens 
allein.' 

Auch in der Literatur ist die Frage nach der 
Bedeutung des Wortes , Andere' bestritten. Die 
Literatur stützt sich ohne Angabe Von Gründen nur 
auf die Entscheidungen, und so kann von einer 
eingehenderen Würdigung der einzelnen Schrift- 
steller abgesehen werden.' 

' Gegenteiliger Meinung RG. auch 2. Strafsenat vom 
23. Juni 1896, Bep. 2075/96; vom 23. November 1897, 
Bd. 30, S. 359. OLG. Celle vom 27. September 1890. 
OLG. Karlsruhe, Entscheidung mitgeteilt in „Soz. 
Prax." vom 16. November 19(ß; Arbeitgeber, bei denen 
geslrikt wurde, bedrohen Lieferanten, wenn sie den 
Arbeitgebern, bei denen gearbeitet wird, weiter Uefem 
wOrden, und werden zu je 1 Tag GeRLngois verurteilt. 

> Da£ die Handlui^ gegen die auf derselben Seite 
Stehenden voi^nommen sein mufi, nebmenan: Berne- 
witi zugl53, No. 3; Goldschmidt, S. 446, Anm. Ij 
Heinemann, S. 151 ff.; Kayser, S. 499; Liechti, 
S. 48; Liszt, S. 358; scheinbar auch Meves, S. 270. 
Wie im Text: Appelius, g 153, No. 15 (ohne BegrQn- 
dmig, unter Hinweis auf die Konkurrenz mit Er- 
pressung!) ; Brütt, S. 384 (findet die Fragestellung, wen 
der Paragraph schätze, schief und fragt statt dessen : Wer 
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3. «Verabredungen (§ 132)." 
a. Auch Vereinigungen? 

Wie bei der Auslegung des Wortes .Andere' 
teilen wir den reichsgerichtlichen Standpunkt auch 
bei derjenigen des Wortes , Verabredungen", 

Da im Text des § 153 hinter dem Worte .Ver- 
abredungen' ,(| 152)' steht, so wird damit auf die 
dort erwähnten .Verabredungen und Vereinigungen 
zum Behufe der Erlangung günstiger Lohn* und 
Arbeitsbedingungen' Bezug genommen. Ob blos 
auf die Verabredungen oder auch auf die Ver- 
ein^ngen, das ist die Frage. 

Mit ifar hat sich das Reichsgericht des langen 
und breiten beschäftigt.^ 

Es fällt bei flüchtigem Durchlesen des Gesetzes- 
textes sdion auf, daß in dem einen Paragraphen 
von Verabredungen und Vereinigungen gesprochen 
wird, in dem anderen nur von Verabredungen. 
Und geht man der Ursache der Verschiedenheit 
des Wortlautes der beiden Paragraphen, deren 
einer das .Korrelat' des anderen sein soll, auf 

kann das Delikt des Paragraphen begehen? Ich sehe 
nicht, daß ii^end etwas dadurch besser wird.); Kolisch, 
§153, No. I; Loening.S. 270; Robrscbeidt, §153, 
No. 2; Schicker, § 153, No. 2. 

• RG. Tom 25. April 1902, Bd. 35, S. 2(Bff. 
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den Grund, eo ergibt sich ein allerdings wich- 
tiger Hedaktionsfehler in dem § 153. Währendauf 
einen Abänderungsantrag hin der § 168 (der heutige 
§ 152) in der Sitzung des Reichstages vom 3. Mai 
1869 mit der Änderung von „Verabredungen' in 
, Verabredungen und Vereinigungen' angenommen 
wurde, blieb derauf ihn verweisende § 169 (beute 
% 153) ungeändert. Daß dem Reichsgericht der 
zweifellose Nachweis gelungen sei, will Schulz' 
nicht zugeben und nur in einem solchen FaJle 
ein Korrektionsrecht des Richters zulassen.* Aber 
tiberzeugender sind seine G^enausführungen nicht 
und können es nicht sein, da über die Motive der 
den Abänderungsantrag steUenden Abgeordneten 
nichts bekannt ist 

Mit mehr Recht sind Aussetzungen zu machen 
an der Rehauptung des Reich^ericbts, da£ die mit 
den beiden Ausdrücken — Vereinigungen und Ver- 
abredungen ~ zu verbindenden Begriffe .nichts 
weniger als bestimmt voneinander zu scheiden sind'.' 

' V. Schulz, S.471. 

» V. Schulz, a 471, Anm. 1. Vgl. dazu Slampe: 
„Gesetz und Bichterma<;ht" in D. J. Z. vom 15. No- 
vember 19(ß, besonders S. 1019 und die bei Schulz 
zitierten; Sontag, „Die Redaktionsrersehen des Ge- 
setzgebers" und Laband in D. J, Z., 8. Jahrg., S. 301ff. 

' Jeder Vereinigung wohne das Moment der Ver- 
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Gerade wenn wir mit dem Reichsgericht an- 
nehmen, daß im g 153 auch die Vereinigungen 
gemeint sbd, müssen wir die beiden B^rifTe von- 
einander scheiden. Daß die Grenzen oft fließen, 
ist zuzugeben. In der Regel wird man aber bei 
Hervortreten eines zeitliehen und Zweckmomentes 
von Verabredungen sprechen, wahrend die Verei- 
nigungen einen dauernden, allgemeineren Charakter 
haben. 

Die beiden Begriffe sind besser zu erläutern im 
Zusammenhang mit den Zwecken, denen sie dienen: 



abrednng inne (S. 308). „Vereinigungen entstehen dnrcb 
Verabredung, mit dem Worte wird die Gesamtheit der 
durch eine Verabredung zu einer loseren oder festeren Or- 
ganisation zusftmmeiiKeeclilossenen Personen bezeichnet, 
während von dem Bestreben einer Verabredung in der 
Sprache des gewöhnücben Lebens mehr gesprochen zu 
werden pflegt, wenn von dem Inhalte des Vereinbarten 
die Rede ist. Die durch Verabredung entstandenen 
Vereinigungen treffen ihrerseits fortdauernd in gege- 
benen Fällen Verabredungen ; der Ausdruck trifil auch 
dann zu, wenn Beschlüsse von den Organen der Ver- 
einigung gefaßt werden, insofern sich die Aagehörigen 
der letzteren mit freiem Willen fOgen. Andererseits- 
erscheinen diejenigen, welche in einem einzelnen Falle 
eine Verabredung darüber, wie Jeder einzelne sich ver- 
halten soll, getroffen haben, hierdurch untereinander 
vereinigt." 
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„zam Behuf« der Erlangung günstiger Lohn- und 
Arbeitsbedingungen*. 

b. Lohn- und Arbeitsbedingungen. 

Lohn ist die dem Arbeiter als Gegenleistung für 
den Gebrauch seiner Arbeitskraft gezahlte Summe. 
Alle Verhältnisse — im weitesten Sinne — , welche 
irgendwie mit dem Lohn und der Arbeit zu tun 
haben, und ihre Regelung fallen unter den BegrifT. 
Zu den Lobnbedingungen gehören besonders die 
Höhe desselben und die Modalitäten seiner Zahlung. - 
Zu den Arbeitsbedingungen die Bestimmungen über 
die Arbeitszeil, die Arbeitspausen, die Schutzvor- 
richtungen etc.^ 

c. Günstige Lohn- und Arbeits- 
bedingungen. 
Günstig = vorteilhaft in wessen Sinne? Sind 
die zu erlangenden Bedingungen mit den vorhan- 
denen derselben Personen oder denen der Berufs- 
genossen zu vergleichen? Daß sie subjektiv 
günstige oder günstigere sein müssen, erscheint 
als das natürliche.* Mehr Lohn zu bekommen als 

■ Schicker, §152, No. 3. 

> RG. vom 5. Juli 1897, Bd. 30, S. 236 ff. (237). 
OLG. Jena vom 31. Januar 1899 in Goltdammer, 
Bd. 46, S. 377. 
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die Genossen in einer anderen Fabrik, daran liegt 
Arbeitern Dichls. Sie wollen eine Aufbesserung 
ihres eigenen Verdienstes, und bei jedem partidleu 
Lohnstrike handelt es sich nur darum. Bei einem 
Strike einer ganzen Branche sollen die Löhne aller 
Genossen höhere werden, sind hier also erst recht 
subjektiv günstigere. 

Auf die Art des Strikes — ob p&rtieUer oder 
genereller — , duroh den die günstigeren Bedin- 
gungen erstrebt werden, kommt es nicht an. 

Ob nur die Erlangung günstigerer oder schon 
bloE günstiger Bedingungen von den Par^raphen 
getroffen wird, ist nach dem Wortlaut des § 152 
in letzterem Sinne zu entscheiden.' 

Da& zu den günstigen Arbeitsbedingungen es 
auch gehört, wenn z. B. als Werkführer keine 
den Arbeitern mißtieb^e Person beschäftigt wird, 
und daher auch das Verlangen der Entlassung eines 
solchen Erstrebung günstiger Arbeitsbedingungen 
ist, rau& meines Erachtens angenommen werden.' 

Etwas fraglicher ist es, wenn es sich umWieder- 

' RG. in D. J. Z., Bd. 10, S. 73. 

» Ebenso OLG. Darmsladt vom 38. Oktober 189S 
{Reger, Bd. 13, S. 258). A.A.: Schicker, §162, 
No. 3. Heinemann, S. 137 und die dort zitierten Ur- 
teile des Eammergerichts. 
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dnsteUung eines bereits entlasseneD Kollegen haa- 
ddt. Da an seiner Stelle vielleicht ein nichtor- 
gEuiisierter oder sonst nicht so genehmer Genosiie 
eingestellt wird und das — bei unseren deutschen 
Arbeitern stark ausgebildete — Sulidaritätsgefuhl 
durch die Nicht wiedereinstelluag verletzt wird, fallt 
auch dieses Verlangen unter unseren B^riff.' 

Ebenso das Streben nach EintÜihrung einer we- 
niger strengen Bestriebaordnung.' 

d. Erlangung günstiger Lohn- und Ar- 
beitsbedingungen. 
Erlangen ist: sich etwas verschaffen, was man 
noch nicht hat. Werden nun Bedingungen des 
Arbeitsvertrages von einer der Vertragsparteien zu 

' A. A.: KG. vom 6. Januar 1898 (Reger, Bd. 17, 
S.3S3): Der Paragraph ÜDde seinem Wori laute nach 
nur auf solche Arbeiter Anwendung, welche znm Ar- 
beitgeber noch in einem Arbeitsverhältnisse ständen. 
DtL& der Wortlaut dazu zwingt, vermag ich nicht ein- 
znseben (ebenso Schicker, § lü3, No 3) Jm übrigen 
s. Context: Die Entlassung berührt nicht nur den 
ausgeschiedenen Arbeiter, sondern auch die nocli im 
Arbeitsverhaitniaae elehenden. So auch OLG. München 
vom 33. Mai 1899 (Reger, Bd.-il, S.36f., besonders 
B. 37!). 

* OLG. Dannstadt a. a. U. 
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verschlechtern versucht, so firagt sieb, ob eine hier- 
g^en sich wendende Koalition — offenbar gerich- 
tet auf Erhaltung der bestehenden Bedingungen 

— als solche zum Behufe der Erlangung gün- 
stiger Bedingungen anzusehen ist. Das ist zu ver- 
neinen. Dem widerspricht die Verschiedenheit der 
Begriffe: Erlangung und Erhaltung. 

Damit aber nicht zu verwechseln ist der tat- 
sächlich fast ausschließlich vorkonunende Fall, 
daß für die alten Bedingungen die Vertragszeit ab- 
gelaufen ist, und ein rechUicher Anspruch auf sie 
nicht mehr vorhanden ist. Der Arbeitgeber wird 
kündigen und hinzufügen, da§, wer um so und so 
viel weniger weiterarbeiten wolle, bleiben könne. 
In diesem Falle sind die erstrebten Bedingungen 
nicht in Veigleich zu setzen mit den vergangenen, 
sondern mit den vorgeschlagenen. ,Für die Frage* 

— sagt daä Beichsgericht' — , ,ob die von den 
Arbeitgebern gewollten Bedingungen als günstige 
anzusehen sind, ist nicht ein Vei^Ieicb derselben 
mit den Bedingungen, wie sie bisher tatsächlich 

1 RG. vom 2S. Februar/U. März 1899 (Reger, 
Bd. 20, S. 25 ff.). Ähnlich; OLG. Hambut« vom 25. Juli 
1888 (Goltdammer, Bd. 37, S. 341); OLG. Jena vom 
31. Jannar 1899 (Reger, Bd. SO, S. agff.); KG. vom 
30. Juni 1895 (Reger, Bd. 16, S. 357). 

Frey, Strike mid Stnfiecht. S 



n,g,t,7.cbyGOOglC 



bestanden haben, als maßgebend zu betrachten, 
sondern entscheidend ist allein die Lage der Ver- 
hältnisse, unter denen sie in Kraft treten sollen, 
und zwar auch nicht in objektivem Sinn, sondern 
nach dem Urleil der die Vereinbarung Schließenden, 
so daß die Bedingungen, welche diese als ihnen 
nunmdir vorteilhaft und erstrebenswert betrachten 
und welche sie deshalb von den sie zur Zeit nicht 
Bewilligenden erreichen wollen, als günstige im 
Sinn des Gesetzes anzusehen sind. Hierin li^t 
Zugleich, daß auch die Herstellung eines dem bis- 
herigen gleichartigen Gegenseitigkeitsverhältnisses 
ein Erlangen darstellen kann, denn bei den durch 
wechselseitiges Fordern und Zugestehen zu schaf- 
fenden Verhältnissen bleibt das Band eben stets 
neu zu knöpfen, die frühere faktische Lage wirkt 
nicht in die Zukunft hinein ; erlangt wird auch die 
dem früheren Zustande gegenüber nur gleichwer- 
tige oder nur selbst minder vorteilhafte, aber den- 
noch gewollte und der ablehnenden Gegenpartei erst 
abzuringende Bedingung. Der Wortlaut des Gesetzes 
(§ 152 Abs. 1) spricht nicht gegen, sondern eher 
für diese Auffassung, nicht von günstigeren, sondern 
nur von günstigen Bedingungen ist dort die Rede." 
Sowie es sich um vertragsmäßig noch fest- 
liegende Bedingungen handelt und deren Aufrechter- 
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baltung und Erfüllung, fällt dies nicht unter den g 1 53. 
Über die Aufrech terhaltung ist eben' gesprochen 
worden. Die Erfüllung eines Vertr^es kann man 
an und fQr sich schon straflos verlangen.^ 

Auch Vereinbarungen, durch wdche dritte am 
Streit nicht beteiligte Personen berührt und beein- 
flußt werden, fallen unter den § 153.' 

Ebenso brauchen die Vereinbarungen sich nicht 
gleichzeitig auf die Lohn- und Arbeitsverhält- 
nisse zu beziehen.* 

4. Nicht unter den Paragraphen fallende 
Verhältnisse. 

Wenn im vorigen die einzelnen Voraussetzungen 
dargelegt worden sind, unter welchen Verbin- 
dungen — Verabredungen und Vereinigungen — 
von den Strafbestimmungen des § 153 erfaßt werden, 
so ist im folgenden von zwei Erscheinungen des 
sozialen Lebens zu sprechen, die eng mit denAr- 
beiterktlmpfen verisnüpft sind und nicht diesen Straf- 
vorschriften -unterliegen: Die sogenannten Macht- 

' RG. vom 13. Mai 1890, Bd. 20, S. 396fE. (398). 
Schenkel, § 152,- No. 3. EG. vom 20. Juni 1895 
(Reger, Bd. 16, S. 257). 

' Zit. UrteU des RG. in Reger, Bd. 20, S. 25ff. (29). 

■ Meves, §152, No.2. 
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strikes und die Verbindungen, die sich mit nicht- 
konkreten oder politischen Verhältnissen beschSf- 
tigen. 

a. Die Machtstrikes. 

Strike ist ein wirtschafUicher Kampf.' Nodi 
mehr: das einzige Mittel der Arbeiter, auf legalem 
Wege ihre Ziele zu erreichen. .Man versteht unter 
Arbeitseinstellung (Strike) die gemeinsam erfolgte 
Freiwillige Niederlegung der Arbeit seitens der in 
einem bestimmten Berufe beschäftigten unselb- 
ständigen Personen in der Absicht, ihren Arbeits- 
vertrag dadurch günstiger fQr sich zu gestalten.*' 

Über die Berechtigung zum Strike gehen — je 
nach der politischen Partei des Urteilenden — die 
Urteile weit auseinander.^ 

Strikes wird es immer und überall geben ; so 
lange es auf der Well die Unzufriedenheit gibt 
und so lange das schOne Streben nach etwas bes- 
serem, etwas höherem in den Menschen noch sieht 
erstorben ist. Macht der Unternehmer gute Ge- 
schäfte, so will der Arbeiter, da er am Gewinn 

' V. Lilienthal, S. 427, Sp. 1. 

» Stieda im „Handwörterbuch", Bd. 1, S. 730. 

• Man vergleiche nur die Auslassungen einer sozial- 
demokratischen und einer konservativen Zeitung (z. B. 
„Torwarts" und „Kreuzzeitvmg") über dieses Themal 
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teilzunehmen berechtigt zu sein glaubl, Aufbesse- 
rung seines Lohnes. Ist andererseits die Konjunktur 
schlecht, so sucht der Arbeitgeber durch Lohn- 
reduzierung die Verluste wettzumachen ; der Ar- 
beiter läßt es sich nicht gefallen, es kommt zum 
Strike. Ein anderer, aktueller Grund wäre die 
Teuerung der Lebensmittel, so daß mit dem ge- 
wöhnlichen Lohn nicht auszukommen ist. Die 
überwiq^nde Mehrzahl der Strikes des Jahres 1905 
wird sieb hieraus erklären lassen. Das Streben, 
mehr Geld zu verdienen, erscheint merkwürdiger- 
weise vielen nur verächtlich, wenn es von Arbeitern 
geübt wird; das wird verdammt. Es kommt aber 
auch mittelbar ein höherer Verdienst der Arbeiter 
unzähligen anderen Personen zugute. Der Ar- 
beiter spart ihn nicht, er setzt ihn um. 

Im Gegensatz zu diesen Lobnstrikes stehen die 
Machtstrikes. Es kann nicht geleugnet werden, 
da& eine ganze Reihe von Strikes ihren Ursprung 
der Sucht verdankt: Wir wollen mal sehen, wer 
der stärkere isL Bei Aussperrungen (ritt diese 
Tendenz klar zutage und wird auch von den 
Unternehmern offen eingestanden. Deutlich wurde 
es wieder bei der letzten großen Aussperrung im, 
sächsisch-lhüringisdien Industriegebiet Ende 1905. 
So ist es eben auch manchmal bei Strikes. 
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In manchem Fällen ist es zweifelhaft, ob es sich 
um einen Lohn- oder MacfaUtribe bandelt. So bei 
der oben erwähnten verlangten Wiedereinstellui^ 
entlassener Kollegen u. ä.^ 

Die erstrebte Verkürzung der Arbeitszeit kann 
mittelbar eine Lohnerhöhung bedeuten, 'da die 
sonst im Taglohn einb^^riffene Zeit nun als Über- 
stunden bezahlt wird. 

Und schließlich kann man alles auf einen Kampf 
um die Macht zurückführen. , Nachdem in neuerer 
Zeit das Geld mehr als früher ein Mittel zur Ge- 
winnung von Macht und Ansehen geworden ist, 
tritt der Geld- d. h. Lohnstreik als Einkleidung 
jenes sozialen Kampfes in den Vordergrund,'* 

b. Verbindungen, die sich mit nicht kon- 
kreten oder politischen Verhältnissen 
beschäftigen. 
Wir kommen hier zu einer Materie, die ein in- 
teressantes Kapitel der deutschen wie der Arbeitei- 
bew^ung überhaupt bildet. Um einen bestimmten 
Zweck zu erreichen, koaliert sich der Arbeiter — 
zu allgemeiner Sicherung seiner wirtschaftlichen 
Verhältnisse tritt er einer Organisation hei. Einer 

' S. oben S. 32. 

' Oldenberg im „Handwörterbuch", Bd. 1, S. 739. 
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Gewerkschaft. Es könnea gewiß nicht deren 
schädliche Ein Wirkungen auf den Arbeiter geleug- 
net werden, so seine Erziehung zum Klassenkampf, 
doch sind diese Wirkungen weniger von der Ge- 
werkschaft selbst hervorgerufen, sondern entstehen 
in den Mitgliedern. Gerade die beruhigenden, 
mäßigenden Einflüsse der Führer siod z. B. von 
dem letzten Bergarbeiterslrike her noch in Erin- 
nerung. Und wenn man auch nicht in die be- 
geisterte Lobesbymne des Gewerkschaftlers Le- 
gien' wird einstimmen wollen, kann man doch im 
gro^n und ganzen ihre Nützlichkeit zugeben. 1905 
hat sich auf dem kölner Gewerkscliaftskongre& 
und auf dem sozialdemokratischen Parteitag in 
Jena eine lebhafte Debatte darüber entwickelt, wie 
sich in Zukunft die Gewerkschaften zu politischen 
Aktionen zu verhalten hätten; Anlaß zur Debatte 
gaben Maifeier und Generalstrike.' 

Sowie nun Gewerkschaften oder andere Vereine 
nicht mehr bestimmte Verhältnisse ihrer Mitgheder, 
sondern allgemeinere Gegenstände zum Ziele ihrer 
Bestrebungen machen, fallen sie aus den Verbtn- 

' Das Koalitionsrecht, besonders S. ä. 

> Das nähere darüber vgl. bei Fischer, „Der wiit- 
schafUicbe und der politische Kampf der Arbeiterklasse" 
in „Neue Zeit", Nr. 4„ 24. Jahi'gang 1905/06. 
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dulden ,zumBehufe der Erlangung gÜDsliger Lohii- 
und Arbeitsbedi Hangen' und damit aus den für 
diese geltende Bestimmungen heraus. Eine dabin 
gehende Entscheidung des Reichsgerichts' ist maß- 
gebend geworden. Wenn die Koalition nicht einen 
bestimmten Fall mit UDOiittelbarer Einwirkung auf 
den Arbeitgeber in einem bestimmten Arbeitsver- 
hältnisse und an einem bestimmten Orte behandelt 
und sich nicht jeder politischen Betätigung enthält, 
wird sie zu einem pohti sehen Verein, der den landes- 
gesetzlichen Beschränkungen des Vereins- und Ver- 
sammlungsrechts unterli^. 

Daß damit, die Koalitionsfreiheit wesentlich 
eingeschränkt wird, ist klar. Gegen Loening, der 

■ RG. vom 10. November 1887, Bd. 16, S. 383 ff. 
(385): „Der § ISS hat es absolut nicht mit irgend- 
welchen Gegenständen allgemein politischer Natur, son- 
dern ausschließlich mit den konkieten Arbeitsver- 
trägen zwischen Arbeitgehern und Arbeitnehmern, 
mit den unmittelbar durcb diese Verträge ge- 
regelten Lohn- und Arbeitsbedingungen und mit dem 
Gegensätze und Kampfe der sozialOkünomischen In- 
teressen unmittelbar um diese Bedingungen zu 
tun. flicht lediglich die allgemeine Tendenz und das 
letzte Ziel, sondern zugleich Form und Mittel der 
Vereinsbestrebungen entscheiden darüber, ob sie poli- 
tischen Charakter an sich tragen." 
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dieser Ansicht nicht ist und meint, die Koalitionen 
unterständen doch »nur' dem Landesrecht, mag 
auf den bezeichnenden Titd des Buches Ton 
Toennies: .Vereins- und Versammlungsrecht 
■wider die Koalitionsfreiheit' verwiesen werden.' 
Des näheren ist an dieser Stelle auf die Zu- 
sammenhänge zwischen Koalitionsfreiheit und Ver- 
einsrecht natürlich nicht einzugehen.^ 

' Erschienen Jena 1903. 

' YgL dazu «. a. folgendes: PrOVG. vom 13. Dezember 
1893 in Reger, Bd. 15, S. 17. PrOVG. vom S7. März 
1900 in Reger, Bd. 21, S. 450. KG. in Jotow und 
Ring, Jahrbuch, Bd. 25, C. 23 f. (U) vom 24. No- 
vember 1909 (S. 970/02), welches ausfahrt: 

„Der „Verband deutscher Bergarbeiter" in Bochum 
„ist grundsätziich darauf angelegt, den gesamten 
„Bergarbeiterstand in sich aubunehmen, und er 
„kann, abgesehen hiervon, seinen Zweck, die Lohn- 
„und Arbeitsbedingungen zu bessern, nur durch 
„Hebung der Lohn- und Arbeitsbedingungen 
„des ganzen Standes erreichen. Deshalb ver- 
„tritt er in Wahrheit die Interessen des Berg- 
„arbeiterstandes, nicht bloß die seiner Mitglieder, 
„und deshalb gehOrt er zu denjenigen Vereinen, 
„welche eine Einwirkung auf öffenUiche Ange- 
„l^enhetten, nämhcb die eines ganzen Standes, 
„bezwecken," 
Vgl ferner: Appelius, § 152, No. 4; BÜsing, 
Sten. Ber. 2903; Goldschmidt, S. 443; Herkner, 
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5. Teil nehmen — Folge leisten — Zurück- 
treten. 

Über diese Begriffe haben sich keine Meinungs- 
Terschiedenheiten gebildet; sie sind einfach dem 
Sprachgebrauch gemäß zu verstehen. 

Es nimmt an einer Verabredung nicht nur der- 
jenige teil, der beim Zustandekommen mitwirkt; 
denn solche Strikeverabredungen entstehen nicht 
immer so, daß in einer Versammlung abgestimmt 
wird, ob gesLrikt werden soll oder nicht; vielmehr 
werden oft in einer Werkstelle zwei oder mehr .un- 
zufriedene Elemente" den Plan der Arbeitsnieder- 
legung fassen, sich verabreden und die anderen 
zu bestimmen suchen „mitzumachen". Da braucht 
dann von den Arbeitsgenossen nicht feierlich er- 
k^t zu werden, dafi sie einverstanden seien, 
sondern, wenn sie mit den Urhebern des Planes 
zusannmen die Arbeit verweigern, so haben sie 
dadurch an deren Verabredung teilgenommen. 



S. 45; Eolisch, § 15ä, N0.6; Loening, S. S6&/6/8; 
Löwenfeld, Bd. 14, S. 480fif.; Will, S. 34. Vgl 
schlie&lich: ürt. d. OLG. München vom 29. Dezember 
1894 iu Samml. der Entsch. d. kgl. bayr. Obersten 
Landeügerichts Mflndien in Strafe., Bd. 8, S. 181, das 
die sozialdemokratische Partei filr einen politischen 
Verein erklärt! 
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Auch die bei gedachter Abstimmung in der Mino- 
rität gebliebeaen, sich g^en den Strike erklärenden 
Arbeiter werden hinterher tatsächlich — in der 
Regel — mitstriken. So wird ,die Mitwirkung 
hei Ausführung der" (wenn auch von anderen 
verahredeten) .Maßnahmen'* den häutigsten Fall 
der Teiluahme bilden. 

Zwischen dem B^riff »Teil nehmen* und dem 
. »Folge leisten' scheint mir keine große Verschie- 
denheit vorhanden zu sein. Das teilnehmen an 
dem Akte des verabredens unterscheidet sich aller- 
dings von dem Folge leisten, dessen Voraussetzung 
eine schon vorhandene Verabredung ist. Aber 
wenn jemand durch Handlungen die Verabredung 
ausführt, dann nimmt er teil und leistet ihr Folge, 
Nur der Gegner der verabredenden Partei kann 
der Verabredung nachkommen, ohne an ihr teilzu- 
nehmen; dies ist doch aber nicht der allein vor- 
kommende Fall. 

Da& der B^rifT Folge leisten nur auf die Gegen- 
partei, nicht auf die Standesgenossen zu beziehen sei, 
nimmt — meines Erachtens mit Unrecht — Knob- 
lauch* an. Er sucht dies damit zu beweisen, daß 
anderen Falles das bestimmen zum Folge leisten 

' RG. vom 19. Oktober 1886, Bd. U, S. 387 ff. (390). 
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nichts anderes wie ein bestimmen zu einem der Ver- 
abredung entsprecb enden Tun und wie ein hindern 
an einem der Verabredung nicht entsprechenden 
Tun, also gleich dem .bindern am Räcktritt* und 
damit überflüssig wäre. 

Hiermit kommen wir zugleich auf den Ausdruck 
.zurücktreten". Der von Knoblauch Obersebene 
Unterschied liegt darin, da& beim zurücktreten Vor- 
aussetzung des .zurück* eine die Folgeleistung be-- 
zeichnende Handlung ist, während das Fo^e leisten 
gerade voraussetzt, da& man bisher noch nicht im 
Sinne der Verabredung tätig war. 

6. Die Mittel. 

a. Anwendung körperlichen Zwanges. 

Der B^;riff umfaßt jedes g^en den Körper eines 
anderen sich richtende Verhalten, welches eine Ein- 
wirkung auf die Willensentscbließung bezweckt. 

Das Verhalten braucht nicht in einem positiven 
Tun, sondern kann auch in einem Unterlassen, 
z. 6. in dem Vorenthalten der Mitgliedskarte einem 
Oi^anisierten gegenüber bestehen. 

Daß der Zwang unmittelbar gegen die zu nö- 
tigende Person angewendet wird, ist nicht erforder- 
lidi ; er kann sich gegen andere Personen oder 
Sachen äu&ern, wenn nur eine mittelbare Rück- 
wirkung auf die nrsprüngliche Person vorhanden ist. 
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Auch jede Beeinträchtigung der freien körper- 
Hchen Bewegung bereift der Ausdruck in sich. So, 
wenn zwei Arbeiter dnen dritten in die Milte 
nehmen, um ihn zu zwingen, sie allein anzuhören, 
und ihn dadurch an der freien Bewegung hindern. '^ 

b. Drohung. 

Drohung ist die Inaussichtstellung eines Übels 
so, daß durch die Furcht vor dessen Verwirk- 
lichung eine Einwirkung auf den Willen des Be- 
drohten geschieht. 

Die Rechtsprechung über diesen Begriff ist eine 
sehr extensive. 

Gleichgültig ist, ob die Drohung schriftlich oder 
mQndlicb, unmittelbar oder mittelbar erfolgt; gleich- 
gültig, ob der Drohende die Drohung ausführen 
kann oder wDl, wenn nur die Möglichkeit der 
Ausführung vorhanden ist.* 

Auch mit der Tat eines dritten kann gedroht 
werden, vorausgesetzt, daß die Tat so dai^estellt 

' Urteil des KG. vom 10. Februar 1898 in Reger, 
Bd. 19, S. 196. Vgl. auch: Bernewitz, § 153, No. 5, 
Borght, S. 39; Brütt, S. 285; Hilse, S. 279; Knob- 
lauch, S. 36; KoliBch, §153, No.ä; Löwenfeld, 
Bd. 3, S.4T4; Meves, § 153, No. 7; Rohrscheidt, 
§ 153, No. 3. 

• OLG. Manchen in Reger, Ergbd. 1, S. 50. 
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wird, daß ihre AusführuBg von dem Willen und 
der Macht des Droheoden abhäi^g sei.* 

Nicht notwendig ist, daß die Handlung, mitdei 
gedroht wird, eine strafliare oder redilswidrige seL' 

Nur muß die Drohung selbst eine widerrecht- 
liche sein, und das ist sie, sofern dem Drohenden 
nicht kraft besonderen Recbtstitels ein Zwangs- 
rechl g^ecüber dem anderen zusteht.' 

Die Drohung braucht nicht ernstlich gemeint zu 
sein, nur mu& sie auf den Bedrohten den Eindruck 
einer ernstlich gemeinten machen und der Drohende 
sich dieser Eigenschaft bewußt sein.' 

Sätze wie: es werde sofort die Arbeit nieder- 
gel^t werden,' das betreffende Geschält werde 
von den Kunden genaieden werden,* enthalten eine 
Drohung. 

■ RG., Bd. 5, S. 214; Bd. 16, S.335. ürteü vom 

20. Juni 1895 in Bd. 27, S. 307 ff. (308). ürteH vom 
9. Mari 1900 in Reger, Ei^bd. 2, S. 4S,. 

' RG. vom 19. Oktober 1886. Bd. 14, S. 387 ff. (391). 
OLG. Hamburg vom 10- Mai 1900 in Reger, Bd. 21, 
S.344. 

• RG., sub Anm. 3. 

• RG. vom 34. Dezember 1879, Bd. 2, S. 296. 

' RG. vom 6. Oktober 1890 in Reger. Bd. 11, S. 16. 

• OLG. Dresden vom 21. April 1890 in Reger, 
Bd. 11, S. 339. 
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Diese wenigen Beispiele mögen als Beweis fQr 
die , extensive Rechtsprechung' genügen. 

Was diese oberstrichterlichen Entscheidungen für 
einen Zustand, besonders in ihrer Anwendung auf 
strikende Arbeiter, geschaffen haben, zeigen Urteile 
wie die folgenden : Ein Strikender, der zu anderen 
mit Bezug auf Arbeitswillige sagt: .Seht euch die 
Kollegen an" wird wegen Drohung mit einem Monat 
Oefäugnis bestraft.' Die in ruh^r und besonnener 
Weise gesprochenen Worte: „Leute, hier ist Streik, 
ihr seid noch jung und wi6t nicht, was ihr tut — 
aber hütet euch", wurden mit zwei Monaten Ge- 
fängnis geahndet-' 

Solche Urteile werden t^Uch ge^It und könnten 
hier in beliebiger Zahl beigebradit werden; aber 
die wenigen genügen, um den Geist, der die 
Rechtsprechung über den Ausdruck .Drohung" 
durchweht, zu kennzeichnen. Im übrigen bleibt 
eine eingehendere Würdigung für später vorbe- 
halten.' 

Auf zwei Momente sei noch hingewiesen, die 
möglicherweise zu einer Abnahme der Verurtei- 

' Heinemann in „NaüoD", 1899, Nr. 2*. 
« Legien, S. 2U. 

' S. unten bei dem Abschnitt „Erpressung", S. 71 ff., 
besonders S. 86 und am Ende dieses Abschnittes, S. 59. 
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lungen führen könnten: Es mü&te in tatsächlicher 
FeststeBung vom Richter klargelegt werden, ob' 
nicht einerseits in der Drohung eine blofie War- 
nung, eine phantastische Anfputzung einer harm- 
loseren Bemerkung andererseits liege. Nach diesen 
beiden Seiten hin die Drohungen auf Absicht, 
Zweck, Wirkung, Lebensstellung des Drohenden 
und Bedrohten im tersuchen, würde ridleicht einten 
Erfolg zeitigen. Binding* bat auf die , phan- 
tastischen Formen und die Großmäuligkeit, welche- 
kleine Übel im Ausdruck ins Kolossale steuert', 
hingewiesen, und gerade bei Arbeitern wird so etwas 
sehr oft vorkommen. 

Im Strafgesetzbuch kommt die Drohung nur in. 
Verhindung mit einem Verbrechen und Vergeben 
oder mit g^enwärtiger Gefahr tiir Leib oder Leben 
usw. vor. Die einfache Drohung als Strafgrund 
ist ein strafrechtliches Unikum,** 

' a. a. 0., S. 104, No. 3. 

' Pachnicke in der Reicbstagssitzung vom 17. Ja- 
nuar 1898, in welcher Ober den bekannten Erlaß des- 
Staatssekretärs des Innern vom 11. Dezember 1897 
(gegen angeblichen Hi&branch der Koalition9freiheit> 
verhandelt wurde. 

» In der Liteiutur mnd keine bemerkenswerten Unter- 
schiede gegenflber der Judikatur (abgesehen von 
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c. Ehrverletzung. 

Es liegt nahe, den Begriff .Ehrrerletzung* mit 
der Beleidigung in Verbindung zu brii^en. Beide 
enthalten einen Angriff auf die Ehre. Es fragt 
sich nur, in welchem Verhältnis beide zueinander 
stehen. 

Der Begriff .Beleidigung' wird tob v. Lisil 
UDtergeteilt in Ehrverletzung und Ebrgefährdung*; 
ja man geht noch weiter und subsumiert Fälle, in 



Heinemann und LOwenfeld) zu konstatieren. Vgl. 
_ u. a.: Appelius, § 153, No. 4; Bassermann, Sten. 
Ber. ^669 (zieht die richUge Eonsequenz aus der Recht- 
sprechung); Bernewiti,8153, No. 6; Borght, S. 46 
(dem die bisherige Handhabung des § 153 nicht er- 
geben bat, daß auch die harmloseste Drohung bestraft 
worden ist. Unglaublichl) und S. 39 f.; Heinemann, 
S. 159 (der hier nur wenig bietet und statt dessen auf 
LOwenfeld verweist); Hitse, S. 379; Knoblauch, 
S. 38ff. in längeren, guten AusfObningen ; Eolisch, 
g 153, No.3; Löwenfeld, Bd. U, S.502f. (dessen 
Kritik ich nicht mit Heinemann so „durchschlagend" 
finden kann}; Rohrscheidt, § 163, No. 4; Schicker, 
§153, No. 4; Stenglein, S. 431, Sp. 1; auch noch: 
Meves, § 153, No. 1. 

Zum Begriffe „Drohung" cf.: Goehrs in „Zeilschrift 
f. d. ges, Strwiss.", Bd. 19, S. 479 ff.; Frank, g 48 U, 
la; Oppenhoff, §340, No. 5; OUhansen, § 48, IIa. 

' Liszt, 3.341. 

Tier, Btrike nud Snafrecbl. 4 
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denen eme GeEäfardung oder Verletzung ausge- 
schlossen und sogar eine Steigerung der Ehre er- 
zielt wird, unter die Beleidigung.' So wäre Be- 
leidigung der weitere Begriff, wenn die Ehrver- 
ietzung des § 153 gleichbedeutend mit der eben 
erwähnten Ehrverletzung wäre. Dem ist aber nicht 
so. Denn daß die hSu%en Fälle der Ebrgefahr- 
duDg (üble Nachrede und Verleumdung) durch 
den § 153 nicht getroffen werden sollten, ist 
nicht anzunehmen. 

Umgekehrt wird die Ansicht — und meines 
Erachtens mit Recht — vertreten", daß die Ehr- 
verletzung ein umfassenderer Begriff als die 
Beleidigung ist. Man wird beide gleich definieren 
können: als eine g^en die Ehre eines anderen 
gerichtete vorsätzliche und rechtswidrige Eund- 
gehui^.' Aber zwei im Strafgesetzbuch fQr die 
Beleidigungen gellende Bestimmungen gelten nidit 
für die Elhrverletzung der GO. : der Slrafaus- 
achließung^mnd des § 186 und der Schutz des 
§ 193. 

Und ferner ist ein nach dem StGB, nicht straf- 

' Kohler, S. 10. 

• Lflwenfeid, Bd. 3. S. 475 und Bd. U, S. 503 ff. j 
Heinemann, S. 158f. 

* RG. vom 16. Mfirz 1881, Bd. 3, S. 433. 
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barer Tatbestand (Behauptung und Verbreitung 
unwahrer Tatsachen, welche einen anderen dem 
Hasse aussetzen) als Efarverlelzung zu bestrafen, da 
er nach dem preußischen Strafgesetzbuch, dem 
die Ehrverletzung entnommen ist, eine Unterart 
derselben war. 

Die Angriffe der G^^er g^n die Behauptung, 
daß die Ebrrerletzung der umfassendere ß^priff sei, 
sind mi&glflckt. 

Knoblauch', der ausfuhrlich die Übernahme 
der ESirverletzung aus T^ 2, Titel 13 des preu- 
^schen Stra^esetzbudies vom 14. April 1851 
schildert, fibersieht einfach die erwähnte Unterart 
Außerdem macht er einen tischen Schluß : da Elhr- 
verletzung alle nach dem preußischen StGB, straf- 
baren Angriffe auf die Ehre bezeichnete, würden 
wir heute darunter alle nach dem Reichsstrafge- 
setzbuch strafbaren Handlungen g«^n die Ehre 
zu verstehen haben. Das ginge nur, wenn die 
Bestimmungen dieselben geblieben wären; nicht 
aber bei den doch vorlie^nden Unterschieden. 

Ein zweiter Gegner ist Brfltt.* Der g 153 
straft die Ebrverletzung, wenn sie als Mittel zur 
— kurz gesagt — Begründung oder Aufreehterhal- 

' S. 34ff. (36). - • S. S85/386. 
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tuDg einer Koalition ai^^ewandt wird. Ein diese 
Zwecke verfolgender Arbeiter handelt in Wahr- 
nehmung berecQitigter Interessen. Zu diesen rechnen 
nicht nur die eigenen des Täters — man könnte 
nebenbei die Interessen der Koalition mittelbar als 
seine e^nen bezeichnen — , sondern vielmehr alle 
vom Recht anerkannten Interessen ; fiissen wir die 
Interessen der KoaUtion als fremde auf, so mufi 
der Handelnde allerdings in einer gewissen kon- 
kreten näheren Beziehung zu der Sache, welche 
den Änla& zu der Äußerung gegeben hat, stehen^; 
diese ist bd sinkenden Arbeitern ohne wdleres 
g^eben. Nach dem StGB, würde ihnen also, 
wenn nicht aus der Form der Äußerung oder aus 
den Umstanden das Vorhandensein einer Beleidi- 
gung (d. i. die Absicht zu bdeid^en*) hervorgeht, 
der Schutz des § 193 zur Seite stehen. Nach der 
GO. ist das nicht der Fall; es ist umgekehrt die 
Wahrnehmung berechtigter Interessen 'ein Tatbe- 
standsmerkmal* der strafbaren Ehrverletzung. Nun 



' BG. vom 19. Jannar 1880 tu „Rechtsprechnng, 
herausgegeben von Mitgliedern der Reichsanwaltschafl", 
Bd. 1, S. 960. 

» Ständige Praxis des Reichsgerichts, z. B. Urteil 
vom 19. April 1900 in Goltdammer, Bd. 47, S. 461. 

* Löwenfeld, Bd. 14, S. 505. 
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kommt Brött und s^t wörüich: ,Nacli § 193 ent- 
schuldigt die WahrDehmung eines berechtigten In- 
teresses nur dann, wenn die Verletzung fremder 
Ehre zur Wahrnehmung des eigenen berechtigten 
Interesses absolut geboten war, und sofern nicht aus 
der Form der Äu&erung oder aus den Umständen, 
unter wdchen sie geschah, das Vorhandensein 
einer Beleid^ung hervorgeht (Frank). Unter diesen 
Voraussetzungen würde aber auch § 153 nicht Platz 
greifen, denn dann würde das Tatbestandsmerk- 
mal der EhrverletzuBg entfallen.' Darauf ist zu 
erwidern: Unter diesen Voraussetzungen würden 
auch die §§ 1S5 ff. nach Brütt nicht Platz greifen 
(denn er sagt selbst an anderer Stelle: ,der BegriS 
der Ebrverletzung deckt sich mit dem der Belei- 
d^ng"), also wäre der § 193 überflüssig. Das 
ist aber noch von niemandem zu behaupten ge- 
wagt worden. 

Bin ding' gibt für seine Meinung, daß Ebr- 
verletzung auf die Beleid^ung im Sinne der §§ 185 
bis 187 gedeutet werden müsse, keine Gründe an, 
und so ist auf das hiergegen oben Gesagte zu ver- 
weisen. Er fährt dann fort: ,Dafi natürlich auch 
hier wieder die Praxis mit der Ehrverletzung den 

' S. 95. 
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üblichen empörenden Unfug treibt, ist aber leider 
richtig." 

Worte wie »Strikebrecher", ,dererlei Geslalten" 
werden mit wochenlangem Gefängnis , wegen der 
Gemeingelährlichkeit solcher Exzesse" gestraft' 
Weitere Beispiele bringt Legien. Dessen treff- 
liche Materialzusammenstellung ist sehr benutz- 
bar.* 

d. Verrufserklärung. 

Verruberklärung ist eine Äußerung über die 
Minderwertigkeit eines Menschen, durch wel- 
che er Ton dem Verkehr mit seinem Kreise 

' Legien, S. 201 und 207 und OLG. Hambin^ vom 
8. Juli 1897 i. D. J. Z. 1898, S. 352. 

' Außer den bereits zitierten Heinemann und 
Lflwenfeld vgl. noch: Borght, S. 40 (ist der ein- 
zige, der den weiteren Begriff außer den im Text ge- 
nannten annimmt); Heine, Sten. Ber. 3746 (über den 
Ehrbegriff des deutschen Arbeiters); Uilse, S. 279; 
Eoliscb, §153, No. 4; Liecbti, S. 51 ff.; Meves, 
§153. No. 9; Rohrscheidl, § 153, No, 5; Schicker, 
§ 153, No. 5. Femer; Urteile des preußischen Ober- 
tribunals vom 19. September und 9. Ottober 1873 in 
Oppenhoff, Bd. 14, S, 561 und 618 (es genügt auch 
eine bedingt oder eTentuell ausgeeprochene Ehrver- 
letznng). Ebenso Stenglein, Zeilschrift für Gerichts- 
praiis, Bd. 13, S. 26S und Bd. 14, S. S6. 
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ausgeschlossen ^ird oder au geschlossen werden 
soll.' 

Damit soll betont sein, da& nicht nur die an 
andere gerichtete Aufforderung, mit dem Genossen 
nidit mehr zu verkehren, unter den B^riff zu 
subsumieren ist, sondern auch eine Äußerung, die 
den eigenen Abbruch der Beziehungen bedeutet. 

Die vorhandenen Definitionen berücksichtigen 
immer nur einen von beiden Fällen. Die er- 
wähnte reicbsgerichthcbe nur den zweiten Fall; 
der Schlu^usdruck „au^escblossen sein' wtlre 
vielleicht durch ein , ausgeschlossen werden' zu 



Umgekehrt sucht LSwenfeld' zu beweisen 

daS Verrutserklärung als „ErklSrung" eme für an- 
dere bestimmte Kundgebung ist, welche — von 

' Die Definition scheint nmsländlich; doch sind 
es auch die meisten anderen nicht weniger. Das 
Reichsgericht (Urteil vom 13. Januar 19(ß, S. Senat 
S465/04 in D. J. Z., 10. Jahrg., S. 507) versteht nnter 
Verrufeerklärung: 

„die von der Seite der Standes- oder Berufs- 
„genossen ausgehende Erklärung, daß ein erkenn- 
„bar bezeichneter Genosse wegen UnwOrdigkeit 
„von dem Verkehr mit den Standes- oder Berufe- 
„genossen ausgeschlossen sein solle." 
» Bd. U, 8.511. 
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hier ab wird es anrichtig — in diesen einen be- 
stimmten Entschluß, ein beslimmtes Verhalten, den 
Abbruch oder Ausschluß irgendwelchen Verkehrs, 
irgendwelcher Beziehungen herbeiführen soll oder 
kann. Dies dürfte um deswillen nicht richtig sein, 
weil die Erklärung des Verrufs eine bereits voi^e- 
nommene oder hiermit sich vollziehende Ächtung 
und Verfebmung bedeuten kann. Das scheint 
LOwenfeld unjuristiscb. Es müßte dem Abbruch 
der Beziehungen eine, einen nicht bekannten Tat- 
bestand mitteilende äußere Kundgebung voraus- 
geben. Es mag ihm der Fall entgegengehalten 
werden, wo z. B. in einer kleinen Werkstatt zwei 
organisierte und ein nichtorganisierter beschäftigt 
sind; die zwei legen eines Tages die Arbeit nieder 
mit der B^rflndung, daß sie mit einem nicbtor- 
ganisierten Koll^n zusammen nicht weiter ar- 
beiten würden. Das nicbtorganisierlsein des an- 
deren ist beiden bekannt; eine Kundgebung eines 
niiditbebannten Tatbestandes geht also nicht vor- 
aus. Und diesen häufigen Fall (statt der zwei 
können es auch hundert sein) würde Löwenfeld 
konsequenterweise nicht als Verrufserklärung be- 
trachten können. Das geht doch wohl nicht an. 
Durch die Presse oder durch Versammlungen 
gelangen Verrufserklärungen wie die folgenden an 
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lue OCFentlichkeit: Die Arbeiter N. N. haben ihrea 
Organisationsbeitreg wiederholt nicht gezahlt und 
sind daher ausgeschlossen worden. Das wird dann 
genügen, um de auch des Umganges der Geuossen 
yerluslig zu machen. Oder: Die Arbeiter so und 
so haben Strikebrechen^enste geleistet; jeder an- 
ständige KoU^ weiß also, wie er sich ihnen 
gegenSber zu verhalten hat. Solche Kundgebungen 
sind an sich — da nicht objektiv beleidigend — 
nicht strafbar; erst wenn als Zwangsmittel ver- 
wendet, unterfallea sie dem § 153. 

Eine Verrufserklärung kann nicht bloß ausdrück- 
lich durch Worte geschehen, auch durch konklu- 
dente Handlungen ; in obigem Falle: Arbeitseinstel- 
lung ohne jede Begründung.' Ein Arbeiter äußert, 
der Organisation nicht beitreten zu wollen. Dar- 
auf legen sämtUcbe Mitarbeitenden solidarisch die 
Arbeit nieder: In diesem Verhalten kann nicht 
nur eineVerru^rklärung li^n, sondern ist eine 
solche zu finden, da die Arbeiter damit den Ab- 
bruch des Verkehrs mit dem Genossen zum Aus- 
druck bringen. 



' Ebenso der dem Reichagenchtsurt^l zugrunde- 
liegende Fall. 
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Um nochmals auf die Defiuierungen, die der 
B^[rifr erfahren hat, zurückzukommen, so ent- 
spricht die des Kammergericbts ', wenn auch sehr 
aQgemein gehalten, noch am meisten unseren An- 
forderungen: „eine Kundgebung, durch welche 
bezweckt wird. Jemanden in einem mehr oder 
weniger beschränkten Kreise in den üblen Ruf 
eines des Verkehrs nicht würdigen Menschen zu 
bringen". 

Zu weit faßt den Begriff das Oberlandesgericht 
München', dem die Darstellung, daß jemand un- 
würdig sei, als Fachgenosse, Gesellschaftsmitglied 
oder Kollege anerkannt zu werden, genügt, und das 
nicht eine darüber hinausgehende Betätigung in 
Form einer Aufforderung oder eines Selbslabbruchs 
des Verkehrs verlangt. 

In vorstehenden Ausführungen handelte es sich nur 
um die Verrufserklärungen der Arbeiter unter sidi.* 

' Urteil vom 2. November 1891, Johow, Jahrbuch, 
Bd. lä, S. 189. 

' Urleil vom 6. Februar 1890, Entscheidungen, 
Bd. 6, S. 21. 

•Vgl. noch: ßinding, S. 95; Borght, S. 40/*l 
und S. 46 (wie immer ^ möglichsten Schutz der 
einer Koalition fernbleibenden Arbeiter eintretend); 
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Die anderen Arten werden an anderer Stelle er- 
örtert werden. 



Wir haben schon Gelegenheit genommen, hin- 
zuweisen auf die Strenge, mit der die Gerichte 
häufig gegen Arbeiter vorgehen, die sich einer der 
nach § 153 00. strafbaren H&ndlung schuldig 
machen. Das ist vielleicht zum Teil auf den 
Klassengegensatz zwischen Richtern und Angeklag- 
ten zurückzuführen, auf das Nichtvertrautsein des 
Richters mit Sitten, Moral und Gewohnheiten der 
Arbeiter; das Scharfgemachtwerden von au&eo her 
f fi r die dem Staate angebhch besonders nützlichen 
Elemente, die Ärbeitswilhgen und gegen die um- 
stürzlerischen Sinkenden. Daß die Vergehen vor das 
Schöffen-, ein sogenanntes Volksgericht kommen, 

Brütt, S. S86 (nach der entgegengesetzten Seite hin 
einseitig wie Binding; heider Definitionen zusammen 
eifeben das richtige); Heinemann, S. 139f. (ergfinzt 
Brentanos S. 34 gegebenes Beispiel aus dem Offi- 
zierstande durch den Hinweis auf das Innungsgesetz); 
Hilae, S. 379; Knoblauch, S. 40fr.: Eolisch, 
§153, No. 5; Liechti, S. lOff.; Löwenfeld, Bd. 14, 
S.509ff.; Meves, §163, No. 10; Meves, S. 27]f.; 
Rohrscbeidt, § 153, No. 6; Winter, S. 94. 
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hindert nicht die scharfen Urteile, solange Arbeiter 
prinzipiell nicht zum SchOffendienste heraDgez(%en 
werden, Daliin zielende Forderungen sind neuer- 
dings von süddeutschen Juslizministem als be- 
rechtigt anerkannt worden. 

Solche unbewu&ten Einflüsse machen sich wohl 
um so mehr gellend, als die Fassung des Gesetzes 
bei den behandelten Mitteln der Interpretation 
einen sehr weiten Spielraum läßt. 

7. Bestimmen — Hindern. 

Über die beiden Begriffe schwe^ die Literatur 
fast völlig; sie sind zu klar und selbstverständlich. 

Bestimmen heißt: eine solche Einwirkung auf 
den Willen jemandes vornehmen, daß er zu dem 
Tun entschlossen wird. 

Doch kann auch — und hierin liegt der Unter- 
schied zur Anstiftung — ein schon Entschlossener 
zu der Handlung des Beitretens oder Fo^e leisten» 
bestimmt werden. 

Ähnlich verhält es sich beim bindern. Das 
Wort bedeutet; zurückhalten von einem Tun. Und 
zwar nicht bloß das rein körperliche, sondern auch 
vrieder die psychische Einwirkung. 
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Es mag nochmals betont werden, daß es für 
die ÄnweDduD|- der Begriffe keinen Unterschied 
macht, ob der zu Beeinflussende schon eine (ent- 
gegengesetzte) Absicht hat oder auf seine mögliebe 
künftige Entschließung eingewirkt werden soll.' 

8. Der Versuch. 

Die mißlungeDC Verwirklichung des Vorsatzes 
(Versuch) ist im § 153 dem Tollendeten Vei^ehen 
gleichgestellt ; und — so wird im allgemeinen hin- 
zugefügt' — ohne Rücksicht auf die Erfordernisse 
des § 43 StGB. Das wird ohne jede Begründung 
gesagt und dürfte meines Erachtens nicht richt^ sein. 
Es läge darin eine Abweichung von dem, was das 
Stra%esetzbudi technisch unter dem Begriff .Ver- 
such' versteht. In einem solchen Falle bringt aber 
das StGB, die Abweichung selbst zum Ausdruck, 
wie bei dem , unternehmen". Das ist hier nicht 
geschehen, und es ist kein Grund vorhanden, trotz 
demselben Worte vrillkürlich den Begriff ^Versuch" 

' Erkenntnis des preu&ischen Obertribunals vom 
3. Juni 1874 in Goltdammer, Bd. 23, S. 431. Eben- 
so Meves, gl53, No. 5. Siehe auch Knoblauch, 
S. 20. 

' Kayser, § 153, Ko. 5, Landmana, % 153", 
Meves, g 153, No. 6. 
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nicht für anwendbar halten zu wollen und dem 
Richter eine Prüfung zu Qberlassen, wann er vor- 
liegt und wann nicht. 

Der Versuch ist strafbar, sdbst wenn die Ver- 
abredung oder Vereinigung noch nicht geschlossen 
ist, zu deren Beitritt jemand bewogen oder von 
deren Rücktritt er abgehalten werden soll; eben- 
so, wenn auch noch kein Einverständnis über das 
Zwangsmittel besteht.^ 

Die strittige Frage, ob die stra&ufhebende 
Wirkung des freiwilligen Rücktritts vom Versuch 
(StGB. § 46) sich auch auf den wie das vollendete 
Delikt zu bestrafenden Versuch bezieht, wird wohl 
zu verneinen sein.' Praktisch wird dies nicht zu 
oft werden. 

Da der Versuch des Vergehens des § 153 nicht 
strafbar ist — was nicht zu verwechseln ist mit 
dem eben erörterten, wo der Versuch selbst das 
Vergehen ist — , kann die Frage nach der Straf- 
barkeit des Versuchs unerörtert bleiben. 

' Erkenntnis des preußischen Obertribunals vom 
9. Okiober 1873 In Oppenhoff, Rechtsprechung, 
Bd. 14, S. 618. 

* Im Anschlüsse an Liszt, S. 4ärV3, S. 214 
und Anm. 6. 
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g. Die Strafe. 

Die Strafe ist: Gefängnis bis zu drei Monaten. 

Zweimal waren — vei^eblicfa — Versuche ge- 
macht worden, die StraiVorschrift zu verschärfen. 
189i und 1899. Dies ist das Jahr der berQch- 
tigten „ZachlhausTorlage", des „Entwurfs eines 
Gesetzes zum Schutze des gewerblichen Arbeits- 
verhiltnisses". An diesen Entwurf, der dank einer 
großen Reichstagsmehrheit nicht Gesetz geworden 
ist, haben sieh so scharfe Kritiken geknüpft, daß im 
allgemeinen auf diese verwiesen werden kann.' 

In bezug auf die Bestrafung sei nur folgendes 
bemerkt: Die Vorlage hatte behauptet, daß das 
deutsche Gesetz milder als das ei^lische strafe; 
gemeint ist der »Conspiracy and property protec- 
tion act* Tom 13. Ai^st 1875. Dieser spielte auch 
bei den Beicbstagsverhandlui^en eine so große 
Rolle, daß es ein hohes Verdienst Löwenfelda* 
ist, in eingehender wissenschaftlicher Weise die von 
Loening* Tcrtretene Darstellung einer schwereren 
Strafandrohung des englischen Gesetzes widerlegt 
zu haben. 

• Vgl. ror allem v, Lilienthals Aufsati in der 
Deutschen Juristen-Zeitung. — > Bd. 14, S. 582—580. 
' S. 271, Anm. 1. 
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Zu niedrig finden das Strafmaß nur Borght' und 
Loening.* 

Es ist aber umgekehrt — kriminalpolitisch be- 
trachtet — zu bedauern, daß nicht wahlweise 
Geldstrafe zugetasseu ist; man vergleiche nur z. B. 
die Tatbestände der §§ 323, 246 StGB. I 

' S. 52. - > S. 271. 
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Du TerbiltnlB des § 153 nun allgemelnea 

Strafreoht. 

I. StGB. § HO. 

Der § HO bedroht jeden, der öffeatlicli vor 
eiaer MeDscbenmenge oder durch Verbreitung 
oder öfFenÜidien Anschlag oder öffentliche Aus- 
stellung von Schriften oder anderen Darstellungen 
zum Ungehorsam gegen Gesetze .... 
auffordert, mit Geldstrafe oder Gefängnis. Es 
handelt sich für uns darum, festzustellen, ob die 
Aufforderung zum Eontralctbruch unter den Para- 
graphen fällt. 

Der Kontraktbrucb ist eine gel^^ntliche Begleit- 
erscheinung des Strikes. Er besteht darin, dB& 
eine der beiden Ärbeitsvertraggparteien ihren Ver- 
pflichtungen nicht nachkommt. Der Arbeitgeber 
nicht seiner Pflicht zur Lohnzahlung; der Arbeit- 
nehmer nicht der seinigen, die Arbeitsdienste zu 
leisten. Letzteres kann dadurch geschehen, da& 

Fiof, Btrlke DDd Strefracht. b 
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nur, die Gehorsam fordern. Die Regel ist dies bei 
den öffenllichen Reditssätzen. Ausgescblossea ist 
es bei den ZivilgesetzeD. Wie Loeoing' mit 
Recht heryorhebt, gibt es im Pri atrecht für den 
Gläubiger ein Recht auf Erfüllung; aber nicht ein 
Kecbt des Staates auf Gehorsam. Und doch sucht 
RoSmann den Nachweis dafür zu erbringen; und 
doch steht das Reichsgericht* auf diesem Stand- 
punkt. Natürlich halten beide den Paragraphen auf 
die Aufforderung zum Kontraktbruch für anwend- 
bar. Nur öffnet sich dem Reichsgericht eine Hinter- 
tür, durch die der Täter dem Paragraphen wieder 
entschlQpft. Es hält i^mlich' für eine notwendige 
Voraussetzung des Paragraphen, daß die , Auffor- 
derung gegen das Gesetz schlechthin sich richte, 
daß zu einer Tollständigen Mißachtung des Ge- 
setzes aufgefordert würde, und nicht blos zu einem 
konkreten Tertragswidrigen Verhalten". 

Diese Ausführungen werden von Binding* hef- 

' Im Handwörterbuch (1. Aufl.), S. 761. 

« Urteü vom äS. Januar 1891, Bd. 31, 3. 299. Urteil 
vom 2. Februar 1891, Bd. 21, S. 355 ff. (356). 

• Urteil Tom 3. Dezember 1889, Bd. 30, S. 150 ff. (154). 

' 2. Bd., 9. Abt., S. 847, Anm. 1 nennt er die Recht- 
sprechwig dea RG. „ganz ungeeignet, eine gesunde 
Grundlage für die Tätigkeit der unteren Instanzen zu 
bieten," 
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tigst ang^riffen. Nach ihm soll das Reichsgericht 
aogebllch die ferne Unterscheidung machen, ob bei 
den Aufforderungen zum konkreten Ungehorsam 
eine Tollständige oder nur eine partielle Mißach- 
tung des Gesetzes zugrunde li^. Das tut es 
in Wahrheit nicht. Es unterscheidet nicht 
bei konkretem Ungehorsam zwei Fälle, sondern 
vom konkreten UDgeborsam (besser: der Auf- 
forderung dazu) die Aufforderung zum allgemdnen 
Ungehorsam. Man kann aber unmöglich mit 
Binding* jeden Ungehorsam als einen konkreten 
bezeichnen; auch daß alle dem Reichsgericht vor- 
li^nden Fälle gerade Aufforderungen zu einem 
bestimmten Ungehorsam waren, ist mit Unrecht 
als eine für seine Behauptung sprechende Tatsache 
von Binding angenommen worden. 

Ebenso wie wir den Bindingscben Satz, da£ 
jede Aufforderung zum Ungehorsam zu einem kon- 
kreten Ungehorsam auffordere, halten wir aber 
auch die Abbängigmachung der Strafbarkeit gerade 
von der Aufforderung zu einem bestimmten Un- 
gehorsam (so Reichsgericht) für verfehlt. Geschützt 
soll in dem § 110, wie sich aus der Überschrift: 
Widerstand gegen die Staatsgewalt ei^bt, die 

■ S. 851. 
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staatsgewaJtliche Autorität werden.' Da ist es 
denn gleichgültig, ob sie durch eine allgemeinere 
oder speziellere Aufforderung zum Ungehorsam 
verletzt wird. 

Ein zweitei Mangel in den Deduktionen ist die 
schoa gestreifte falsche Voraussetzung, daß Zivil- 
gesetzen Ungehorsam geleistet werden könne; denn 
sie kOnnen keinen Gehorsam fordern. 

Die Ausführungen des Reichsgerichts sind also 
abzulehnen. 

Auch die Bindingschen. Bei diesen ist außer 
den oben erhobenen Einwendungen noch die fol- 
gende zu machen: Von seiner Normentheorie aus 
selbstverständlich, fQr einen Nicbtanhänger der- 
selben aber unannehmbar ist die Behauptung 
Bindings*, daß hinter jeder zivilistischen Pflicht die 
öffentlich-rechtliche Norm, die Pflicht zu erfüllen, 
steht. Nicht erfflUung ist also Ungehorsam. 

In der Ablehnung der beiden genannten Mei- 
nungen liegt die Annahme der herrschenden Lehre' : 

' Frank, § llOi, S. 163. — ' S. 848. 

' Ihre Vertreter: Frank, a.a.O.; Goltdammer, 
Materialien, Bd. 3, S. 112; Liszt, 3. 569; Loening, 
a. a. 0.; Meyer, S. 657. 

Abweichend von der herrschenden Ansicht aiifier den 
zitierten Entscheidungen: RG. vom 27. Oktober 1891, 
Bd.2a, S.185; vom I.Juni 1893, Bd, 24, S.189. Femer 
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Aufforderung zum Vertragsbruch fällt nicht unter 
deo § 110. 

StGB. § 111, dessen Tatbestand Aufforderung 
zu einer strafbaren Handlung ist, kommt für die 
Aufforderung zum straflosen Eontraktbrucb nicht 
in Frage. 

Daß gelegenllii^ eines Strikes auch sein Tat- 
bestand erfüllt werden wird, gibt keinen Anlaß 
zu einer näheren Erörterung. 

2. StGB. §§ 133 fr., 130, 223 ff. 

Es kann und wird selbst von arbeiterfreundlicher 
Seite nicht geleitet werden, dafi bei einem Strike 
Ausschreitungen vorkommen kSnnen. Sie fallen 
selbstverständlich unter die allgemeinen Straf- 
gesetze und bedürfen deshalb hier keiner besonderen 
Darstellung. 

3. StGB. §§ t85fr., 340f. 

Ein Arbeiter gibt seine Geringschätzung in ehr- 
verletzender Weise einem Arbeitswilligen gegen- 
Olsltausea, § 110, No. 17, S. 491. Aus anderen GrOn- 
den abweichend (a. Text): Binding und Ro&mann. 
Siehe auch: Borght, S.33; LCwenfeld, Bd. 3, S. 406. 
Über 6aa Verliältnis des Tertragabruchs zur Koalitions- 
freiheit: Hirsch in „Schriften des Vereins für Sozial- 
poUtik", Bd. 7, S. lt)5 nnd Reicbstagsverhandlungen 
von 1869, Stenogr. Berichte, Bd. 2, S. 776. 
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über zu erkennen, um ihn dadurch zur Teilnahme 
am Strike zu bewegen. Ist <)ies nach GO. § 153 
oder nach StGB. § 185 strafbar? 

Gemäfi unserer Auffassung*, da& im Verhältnis 
jur Beleidigung der Begriff .Ehrverletzung* der 
Gewerbeordnung der weitere sei, ist Annahme 
einer Gesetzeskonkurrenz ausgeschlossen. Denn als 
lex specialis — nur dieser Anwendungsfall der so- 
genannten Gesetzeskonkurrenz kflnnte hier in Frage 
kommen — müßte § 153 der engere Begriff sein. 

Es sind vielmehr durch eine und dieselbe Hand- 
lung verschiedene Stra%esetze verletzt, es li^t also 
Idealkonkurrenz im Sinne von StGB. § 73 vor.' 

Diese wird auch in dem Falle, dafi eine Hand- 
lung sowohl unter den Tatbestand des StGB. % 240 
wie unter den des GO. § 153 fällt, von der Praxis 
angenommen.' 

4. StGB. § 253. 

Der Paragraph lautet: 

.Wer, um sich oder einem Dritten einen rechts- 
,widrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 
, einen anderen durch Gewalt oder Drohung 

' S. 60. — " RG. vom 8. Oktober 1884, Bd. 11, S. 128. 
' BG. Tom 2. November 1888, Bd. 10, S. 619. RG. 
vom 33. November 1897, Bd. 30, S. 363. 
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,zu eiser Handlung, Duldung oder llnter- 
.kssung nOtigt, ist wegen Erpressung mit 
iGelfingni^ nicht unter einem Monat zu be- 
.slrafen. Der Versuch ist strafbar.* 

Eine verbreitete Meinung gebt dabin, da£ die 
Recbtsprecbung der Erpressung den Arbeitern einen 
großen Teil ibres Eoalitionsrecbtes näbme. 

Von den Vertretern dieser Meinung lassen die 
einen ^ der — reicbsgerichüicben — Judikatur 
ihren Standpunkt, suchen aber die in Betratet 
kommenden Fälle einer Subsumtion unter den 
§ 353 zu entziehen. Die anderen* halten auch 
die Anwendung des Paragraphen fQr unvereinbar 
mit dem Koalitions recht, bel^mpfen aber außer- 
dem auch rein juristisch die Ausführungen des 
Reichsgerichls ; doch ist ihnen der Kampf nur 
Mittel zum Zweck. 

Aber auch ohne Rücksicht auf diesen Zweck 
finden sich in der Literatur Stimmen fOr und gegen 
die Rechtsprechung.' 

Zur Aburteilung gelangen in der Regel dieselben 
typischen Rechtsf^lle. Arbeiter, die mit ihrem 
Verdienst nicht zufrieden oder mit der Entlassung 

' Heinemann in der Deutschen Juristen-Zeitung. 
> Haase; Heine; LOwenfeld, Bd. 14. 
■ FOr: Binding. (üegen: Frank. 
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von Rollten nicht einverstanden sind, fordern 
von dem Unternehmer höheren Lohn oder Wieder- 
einstellung der Entlassenen, widrigenfalls sie die 
Arbeit niederlegen Tvflrden. Ein zvreiter Fall: durch 
irgendeine Drohung sucht man einen niiditorgani- 
sierten Genossen fQr den Beitritt zur Organisation 
zu gewinnen. 

Nach dem Reichsgericht liegt Erpressung vor; 
es operiert dabei mit folgenden BegrifTen. 

VermSgensvorteil ist jede günstigere Gestaltung 
der Vermögensl^e.* Rechtswidrig ist der erstrebte 
Vermögensvorteil, wenn ein begründeter Rechts- 
anspruch auf die Erlangung desselben fehlte.* 
Drohung ist die Ankündigung eiaes Übels, dessen 
Eintritt der Bedrohte so ßrchtet, daß die Furcht 
seine Willensbetätigung beeinflußt.* 

Dies vorausgeschickt haben wir uns jetzt mit 
den einzelnen Schriftstellern zu beschäftigen. 

Heineroann kommt zu ganz unklaren Resul- 
taten. Er anerkennt die Richtigkeit der reichs- 
gerichtlichen Rechtsprechung, aber will sie auf 
strikende Arbeiter nicht angewandt wissen. Das 

■' Urteil vom 23. Oktober 1900, Bd. 33, S. 407. 
* Urteil vom 30. Oktober 1899, Bd. 3ä, S. 335, (336). 
» Urteil vom U. Januar 1886, Rocbtapr,, Bd. 8, 3. 55. 
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begröndet er mit einem Urteil des Reichsgerichts*, 
das Handlungen, die sich als blo&e Vorbereitung 
einer straflosen Verabredung darstellen, für nicht 
strafbar erklärt ; ferner mit einer Entscheidung des 
Kammergerichls^, nach der Arbeiter, die über 
einen Arbei^eber die Sperre »erhängen, nur das 
tun, was GO. § 152, Abs. 2 gestattet. Wie von ihm 
dem Reichsgericht, so sei ihm von uns alles zu- 
gaben; um das , allgemeine Stra^esetz" kommt 
er nicht herum. Bei beiden Urteilen ist in Paren- 
these beizufi^n: sofern die Handlungen an und 
für sich straflos sind. Diesen Zwiespalt zwisdien 
Eoalitions- und Strafrecht zu beseitigen, gelingt 
Heinemann nicht. Das Ergebnis, zu dem er ge- 
langt, ist unverständlich : »Daß der Gebrauch über 
die volle Ausübung des Grundrechtes - hinaus- 
gehender, nur gelegentlich eines Streiks zur 
Anwendung gehrachter Mittel, auch im Lohnkampf, 
nach § 253 StrGB. oder den sonstigen Bestim- 
mungen strafbar sein kann, versteht sich von seihst 
und wird ausdrücklich durch die Schlußworte des 
§ 153 GewO. ausgesprochen. Als durch ein Spezial- 

' Urteil vom 4. Februar 1901 in D. J. Z., Bd. 6, 
S. 142, No. 19. 

■ Urteil vom 8. Dezember 1898 in Goltdammer, 

Bd. 46, S. 372. 
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gesetz erlaubt aber sind alle Handlungen anzu- 
sehen, weldie fän notwendiges Mittel zur Durch- 
führung der Eoalitionszwecke bilden. " — Ob das 
Mittel ein notwendiges oder ein nur gelegentliches 
ist, Icann meines Erachtens fQr die Strafbarkeit 
keinen Unterschied machen. 

Im Gegensatz zu Heinemann gehen alle anderen 
Schriftsteller auf die reichsgerichtlichen AusfQbr- 
ungen des näheren ein. 

Da ist zunächst der , Vermögensvorteil'. Unter 
ihm ist, wie erwilhnt, »jede günst^ere Gestaltung 
der Vermögenslage* oder jede Vei^rS&erung des 
Geldwertes des Vermögens' zu versieben. Das 
TOD Binding' hinzugefügte weitere Erfordernis einer 
Schädigung, aus deren Substanz die Bereicherung 
gewonnen werden soll, erscheint nicht als richtig. 

Arbeiter, die höhere Löhne beanspruchen, er- 
streben damit einen Vermt^ens vorteil. Wenn Haase* 
ein Trachten nach einem Vermögensvorteil für 
die Fälle leugnet, in denen der Arbeiter für den 
Verkauf seiner Ware .Arbeitskraft* den angemes- 
senen Preis fordert, nur den ablieben Lohn für 
seine Arbeit, imd zwar nach geldsteter Arbeit 

» In D.J.Z., S. 116,116. - 'Liszt, a 476. 
» I.Band, S.376. - < S. 331. 
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begehrt, — so kommen Forderungen nach ge- 
taner Arbeit so gut wie garnicht vor und fOr 
reich sgerichtliche Urteile, die er angreiß, nicht in 
Betracht. Ein Kanspf also gegen Windmühlent 

Ein Beispiel dafür, daß ohne eine Schädigung 
des Bedrohten ein VermÖgenaTorteÜ erlangt werden 
kann (a. Ä.Binding), böte eine Verabredung zwischen 
einem Unleraehmerverbande, der eine Massen- 
lieferung übernommen bat, und einem Mitgliede 
dahin, daß ihm, wenn seine Arbeiter eine Lohn- 
erhöhung fordern sollten, das Geld dazu von den 
anderen zur Verfügung gestellt werde; die Ware 
müßte um jeden Preis fertig werden. Hier leidet 
der bewilligende Unternehmer weder mittelbar noch 
unmittelbar irgendwelchen Schaden. 

Der B^;rifr , Vermögensvorteil ' spielt eine Rolle 
weiterhin bei der Beurteilung des Tatbestandes, 
wo ein Arbeiter durch Drohungen genötigt werden 
soll, Beiträge zu einer Verbandskasse zu zahlen. ' Die 
nötigenden Mitglieder verschaffen ihrer Kasse einen 
Vorteil, da deren Vermögen durch den Beitrt^ größer 
geworden ist (da es sich um einen Versuch handelt : 
grö&er geworden wäre); die Gegenleistung, die 
der beitragende Arbeiter empfängt, ist unerheblich. 
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da sie Vorlauf^ ,ungewi6 und unbestimmt', jeden- 
folls eine bedingte ist. Hieraus darf man aber 
nicbt den Schlufi ziehen, da£ eis VermOgensvorteil 
nicht da sei, wenn ein Arbdter bestimmte 
und gewisse Gegenleistungen für den Lohn ver- 
spräche.^ Das Reichsgericht führt auch nicht als 
Hauptmoment die Ungewi&heit und Unbestimmt- 
heit der Gegenleistungen an, sondern nur als 
nebensäcbhchen, aber unterstützenden Grund. 

Oft ereignet es sich, da& fQr einen entlassenen 
Arbeiter von den weiterarbeitenden Kollegen eine 
Wiederein Stellung des gekündigten unter Drohung 
mit Arbeitseinstellung verlangt wird, wie es schon 
oben dargelegt war. Da ist dann die Frage, ob 
für den Entlassenen die Wiederbesch&fligung einen 
VermfigensTorteil bildet oder nicht (Text des § 253 : 
, einem Dritten einen Vermögens vorteil *). Das 
Reichsgericht bejaht die Frage in konstanter Recht- 
sprechung.' Ein Urleil* weicht ab, doch scheint 

' Heine, S.597. 

' Urteüvome. Oktober 1890, Bd. 21, S. 114 ff. {UT). 
Urteil des 2. Strafsenats vom 7. Juli 1899. n, 2046/99. 
ungednickt, ritierl bei Heine, S. 594, Aom. 1. Urteil 
vom 23. Oktober 1900. 

• Ziüert bei Haase, vom 22, Juni 1896; Die Ein- 
stellung entlassener Arbeiter stelle für sie nicht nn- 
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es — soweit es die Unklarheit der Gründe er- 
kennen lägt — mehr auf den Begriff ,re<ditswi- 
dr^* als auf den Vermi^nsvorteil hinauszuwollen. 
Erst eine ajlerneueste Entscheidung' vertritt wieder 
den alten Standpunkt. Mit Recht. Dagegen erklärt 
sich Merkel*: ,Wenn durch die Drohung Ver- 
äußerungen g^en volle Äquivalente herbeigeführt 
werden, wo also für die Werte, welche der Thäter 
sich -zuzuwenden sucht, G^enwerte entweder he- 
reits gegeben wurden, oder bei der That g^;eben 
werden oder zur Disposition stehen', sei kein 
TermOgens vorteil vorhanden. Da scheint mir die 
bereits abgelehnte Ansicht unterzuklingen, daß der 
Vorteil bei dem Gegner einen Schaden auslösen 

mittelbar einen Vermögensvorteil dar, da die Wteder- 
annahme zur Arbeit zwar eine Lohnforderung zur Fole;e 
gehabt haben würde, die aber keine unberechtigte ge- 
wesen wäre, wenn die Arbeitsleistung, wie vorauszu- 
sehen, vorausgegangen wäre. 

' Urteil vom 21. November 1905, mitgeteilt im „Vor- 
wärts" vom 24. November 1905: „Die Verbesserung 
der Arbeitsverhältnisse der entlassenen Arbeiter würde 
. . darin bestanden haben, daß sie ihre Beschäftigung be- 
halten hätten". Die Ausdrucksweise, daß in dem 
nicht verlieren eine Verbesserung liegt, erklärt sich aus 
der Sachlage des abgeurteilten Falles. 

* In V. Holtzendorffs Handbuch des deutschen 
Slrafl-echls, Bd. 3, S, 724ff. (731). 
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müsse; und dieser ist allerdings nicht vorhanden, 
wenn ihm ein Äquivalent geboten wird. Aber 
ein Vorteil des Arbeiters ist vorhanden ; denn im 
Vergleich zu der durch die Entlassung herbei- 
geführten Lage ist seine jetzige Wiedereinstellung 
eine Verbesserung. 

Wir kommen jetzt zu dem zweiten Bestandteil 
der Definition der Erpressung, dem BegrüTe , rechts- 
widrig'. 

Rechtswidr^ ist der Vormögensvorteil, auf dessen 
Erlangung ein begrOndeter Rechtsanspruch nicht 
bestand. So die feststehende Rechtsprechung des 
Reich^erichts. * Nur ganz vereinzelt wird dem 
zugesümmt.* Auch Liszt, der einst den Stand- 
punkt des höchsten Gerichtshofes teilte, hat sich 
jetzt^ den Gegnern angeschlossen, mit RClcksicht 
auf die „unerträglichen Ei^ebnisse*, zu denen 
seine frühere Ansicht führt. Die überaus zahl- 
reiche G^nerscbaft* teilt sich in zwei Lagen 

' Bd. 21, S. IWff. (117); Bd. 26, S. 364; Bd. 32, 
S. 336 als Beispiele. 

* Meyer, S. 578. — " 14. und 15. Auflage, S. 476. 

* Frank; Haase; Heine; Kitzinger im „Ge- 
nchtss3al",Bd.55,S.96; Lilienthal; Liszt; Merkel, 
B.a.0., S. 733; Olshausen; Thurow; nnr diese 
seien hier genannt! 
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Das eine, an der Spitze Frank*, verGcht die 
Ansicht, daß ein Vermdgensvorteil erst dann rechts- 
widrig sei, wenn er auf dem Rechtswege zurück- 
verlangt werden könne. Dasselbe drflckt Heine* 
mit etwas anderen Worten aus, indem er den 
Vermögen STorteil für rechtswidr^ hält, der «nach 
§ 123 BGB. wegen vorgefallener Drohung nicht 
als rechtmäßig angesehen werden könnte'. Diese 
Berufung auf das Zivilrecht ist völlig zwecklos; 
denn auch dieses gibt erst mittelbar, durch den 
Mund seiner Ausleger, Auskunft darüber, was es 
unter .rechtswidrig' versteht, und da kann man 
sich ebensc^t an die Schriftsteller des Strafrechts 
halten. Heine setzt erst lang und breit Aus- 
fuhrungen von Rehbein und Endemann ausein- 
ander, um dann selbst zuzugeben*, daß der eine 
.nicht vöUig im Stich lasse", während der andere 
.freilich auch nicht viel nütze", und daß die 
zivilrechtlichen Wh-kungen des § 123 BGB. übei- 
die strafrechtlichen des § 253 StGB, hinangingen. 
Also wozu das alles? 

Gibt man seinem natürlichen Geßihl Raum, so 
wird man das Lager der anderen Partei aufsuchen 

' §253 IVB, S. 342. — ' S.608. 
' S. 610-612. 
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und mit dieser für rechtswidrig dasjenige halteD, 
was gegen das Recht geschieht', was im Wider- 
spruch mit ihm steht.' 

Über den Begriff .Rechtswidrigkeit" scheint 
selbst das sich so häufig damit beschäftigende 
Heich^richt nicht zu voller Klarheit gelangt zu 
sein, denn es verquickt ihn' mit dem anderen 
Tatbestandsmerkmal der Erpressung, mit der Dro- 
hung. — Für unsere Zwecke kann das andere 
Zwangsmittel des g 253, die Gewalt, au£er Betracht 
bleiben, da sich Arbeiter zu Gewalttätigkeiten, 
selbst in der Hitze des heftigsten Lohnkampfes nicht 
hinrei&en lassen werden. 

' Olsbauaen, § 263", S. 1050. ~ ^ Liszt, S. 476. 

■ RG., Bd. 21, S. 117: „Der Begriff der Rechts- 
widrigkeit des Vermögens vorteil es .... erfordert . , 
das Nichtbestehen eines Rechtes oder eines begrün- 
deten Anspruchs auf den erstrebten Vermögensvorteil 
in Verbindung mit dem Umstände, dafi xa dessen 
Erreichung bei der Erpressung das Mittel des Zwanges 
durch Gewalt oder Drobimg angewendet wird." (Gule 
Kritik des Urteils bei Frank in der Zeitschrift für die 
gesamte Strafrechtswissenschail. Rd. 14, S. 392ff.) RG. 
vom 29. November 1900, Bd. 34, S. 15 ff. (22): „Ein 
Gewinn . . kann . als rechtswidrig bezeichnet werden, . 
wenn oder soweit er auf rechtswidrige Weise durch 
Zwang, Gewalt oder Drohung erzielt wird", 

Fief, Striae nod Strafeecht. 6 
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Von der Drohung war schon in anderem Zu* 
sammeohange* die Rede. Es handelte sich da um 
die Drohung als Mittel, jemanden zur Teilnahme 
an einer Verbindung zu bewegen oder ihn am 
Rücklritt von ihr zu hindern. Hier hahen wir 
es mit dem allgemeinen Nötigungsmittel 
zu tun. 

Wie aus der oben gegebenen Definition' hervor- 
gdit, wird bei der Drohung äa Übel inaussicht- 
gestellt; in den uns interessierenden Fällen das 
Obel des Strikes. Strike ist eine straflose Hand- 
lung. Aber im Gegensatze zu StGB. % 240 kann 
hier auch mit rechtlich zu^ssigen Handlungen 
.gedroht' werden ; nur müssen sie allerdings dem 
Bedrohten eine , Einbuße an Rechten oder Rechts- 
gütem" bringen. In der Regel wird dies em 
Strike tun: es gibt allerdngs auch Ausnahmen, 
wenn z. B. der Unternehmer im Augenblick große 
Vorr&te fertiger Waren hat und die Einkaufspreise 
des Rotunaterials steigen ; dann wird er nicht nur 

' S.45. 

" „Inaussichtstellni^ eines Übels so, daß durch die 
Furcht vor dessen Termrklichung eine Einwirkung auf 
den Willen des Bedrohten geschieht." 

• Binding, n, 2, S. 378. 
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keinea Sehaden erleiden, sondern umgekebit noch 
profitieren. 

Wenig praktischen Nutzen schafft eine feioe 
vom Reichsgericht weitteufig auseinandergesetzte 
Nuanderung des Begriffs , Drohung'. Von dem 
Talbestande der Erpressung will es ferngehalten 
wissen alle jene FMe, in denen es sich um ein 
bloSes Fordern und Bewilligen unter g^enseitiger 
Vertragsfreiheit, um ein Paktieren handelt.' Es 

' BG. Tom 6. Oktober 1890, Bd. 21, S. U4£f. (118): 
„Zur Drohung gebSrt der Wille, durch Ankündigung 
eines Übels und durch die hierdurch in dem Anderen 
erregte Furcht vor ihrer Verwirkhchung einen Zwang 
auf dessen Willen auszuOhen, Wesentlich verschieden 
davon ist die Aufstellung einer Vertragsposition, die 
dem Anderen unter Wahrung der Freiheit seiner Ent- 
schließungen gemaclite Hitteilung über die Bedingungen, 
unter denen der Proponent seinerseits eine Vertrags- 
leistung zu übernehmen oder sonst eine Rechtshand- 
lung auszufahren gewillt ist". Ähnlich RG. vom 
13. Oktober 1903, Bd. 36, S. 384ff. (386): „Der Tat- 
bestand der Nötigung und damit der Erpressung ist 
ausgeschlossen, wo der Wille des das Übel Ankündi- 
genden dahin geht, dem andern die Freiheit seiner 
Entscblie&ung durchaus zu wahren, und von diesem 
Standpunkte aus nur die Erwartung gehegt und zum 
Ausdruck gebracht wird, jener werde bei vernünftiger 
Erw^ung der Umstände selbst zu der Überzeugung ge- 
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hat weiterhin ron der Erpressung abgesondert die 
einfache Warnung.^ At^esehen von den G^en- 
ausföhrungen, die sich bei Heine* und Löwenfeld' 
finden, und die in ihren Schlußfolgerungen mit 
Recht so weit gehen, gleiche Bestrafung wegen Er- 
pressung auch für den Arbeitgeher, der seine Ar- 
beiter nicht gerade um Einwilligung in die Lohn- 
herabsetzung bittet, und für den Kaufmann, der 
nur zu festen Preisen verkauft, zu verlangen, Fol- 
gerungen, die die Ahsurdität der reichsgerichüichen 
Unterscheidungen darlegen — abgesehen davon 
hat sich das Reichsgericht mit seinen eigenen 
Waffen geschlagen.* 



langen, es sei für ihn das Richtige, dem Eintritte des 
Übels aus dem Wege zu gehen. Nur der Wille, ihm 
ein anderes Verhalten, als ea seinem freien Willen 
entsprechen würde, zwangsweise aufzudringen, enthält 
den Nötigungs- und Erpressungsvorsatz". 

1 Bd. 34, S. 19: „Warnung besteht in dem Hin- 
weis auf bevorstehende Übel, die eine vom Willen des 
Taters unabhängige Folge eines gewissen Thuns ist. 
Bei der Drohung muß die Verwirklichung des Übels 
in der Macht und dem Willen des Drohenden ~ 
wenigstens nach dessen Meinung — liegen". 

5 S. 595 f. — ■ Bd. 14, S. 497 ff. 

* Bd. 21, S. 118: „Im einzelnen Falle kann eine 
konkrete Äußerung ihrer Form nach es zweifelhaft 
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Ein Rückblick auf das Gesagte ergibt: 
Von den B^riffsnierk malen der Erpressung des 
StGB. § 253, in seiner Anwendung auf strikende 
Arbeiter, ist einzig der .Vermögens vorteil" richtig 
aufgefaßt. .Hechtswidrigkeit" dagegen wird kaum 
je vorhanden sein, da die Arbeiter auf Grund der 
|§ 105, 152 GO. in voller rechUmäßiger Ausübung 
ihrer Befugnisse bandeln, wenn sie eine .Fest- 
setzung der Verhältnisse*' in Form einer Lohner- 
höhung verlangen. Der Begriff , Drohung' ist 
sehr weit gefaßt. Die Abgrenzung zu verwandten 
Gebieten nicht g^Iflckt Die Anklagen und Ver- 

erscheinen lassen, ob sie der einen oder der anderen 
Art angehöre; es kann insbesondere auch eine reine 
Vertragsposition, um den Anderen zur Annahme ge- 
neigt zu machen, mit der Vorstellung der dem Anderen 
nachteiligen Folgen der Ablehnui^ verbunden werden, 
ohne daß sie dadurch schon zu einer Drohung wird, 
durch die em Willenszwang geQbt werden soll". Und 
Bd. 34, S. 19: „Auf die Form der Drohung kommt 
nichts an, sie kann die Form z. B. eines Rates oder 
einer Verwaiiiung annehmen, und sie ist nicht aus- 
geschlossen, wenn dem Bedrohten schon vorher das 
Übe) kundgegeben und der Weg zu seiner Abwendung 
gezeigt worden war". Also die Form sei Nebensache, 
wird behauptet. Und woraus soll der Richter auf die. 
Willen srich tun g des Drohenden schüeßen? 
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urteilungen wegen Erpressung häufen sich.' Aus- 
drücke von der gegen die Arbeiter gerichteten 
Einseitigkeit der Rechtsprechung und von Klassen- 
justiz werden erklärlich.' 

5. StGB. § 360". 
Grober Unfugl Was subsumieren die Geridite 
nicht alles darunter. Von der Beschimpfung Lu- 
thers bis zum Hoch auf den revolutionären Sozia- 
lismus.' 

' Siehe als ein Beispiel für zahllose das im „Tor- 
warts" vom 4. Hovember 1905 unter dem sensationellen 
Titel milgeteille : „Stehen Bauernfänger unter dem 
Schutze der Klassenjustiz?" 

» Vgl. noch Heinemanu, S. 154ff.; Liechtl, 
S. 58ff.; Sten. Ber. 2738, 3751/2752 mit den- Aus- 
einandersetzungen zwischen dem Abg. Heine und dem 
StaatsaekreUr Nieberding. 

• RG. vom 21. Mai 1889 in Golldammer, Bd. 37, 
S. 197. Hit der bisherigen ständigen Praxis besonders 
der unteren Instanzen bricht ein Urteil des Kammer- 
gerichts, 2. Strafsenat vom 21. November 1905, das 
die slaatsanwahschaftliche Revison zurückweist, die 
g^ea die Freisprechimg der Strafkammer eingelegt 
war. Eine tatsfichhche Feststellung, oh hei einem 
Hoch der Art der Begriff VerObung groben Unfugs 
erfüllt wAre, habe der Berutiingsrichter nicht treffen 
.können. A. A.: KG. vom 35. Februar 1897, Reger, 
Bd. 18, S. 87. 
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Ae dieser Stelle ist nur der Begriff .grober Un- 
fug' zu erläutern. Die Anwendung auf Fülle, die 
mit Strikes zusammenhSngen, zeigen die beiden 
folgenden Paragraphen der Arbeit. 

Man versteht im allgemeinen unter grobem Un- 
fug die gegen die äußere SfTentliche Ordnui^ sich 
richtende, das Publikum unnuttelbar belästigende 
oder gefährdende Handlung.' 

Äußere mCchten wir vorerst betonen. Der 
Unterscheidung zwischen physisch und psychisch 
belästigenden Handlungen, sowie der Meinung, daß 
im § 360" nur jene getroffen sind, kßnnen wir 
uns nicht anschlie^n.' Denn erstens ist nicht der 
Grund für eine derartige Beschränkung einzusehen, 
da das gegnerische Hauptargument, die Entstehungs- 
geschichte des Paragraphen — sein Vorbild war § 1 83 
ALR. U 20 — gerade für unsere Ansicht spricht* 



' RG. vom U. Juni 1898, Bd. 31, S. im-, RG. vom 
7. April 1899, Bd. 3S, S. 100; RG. vom 28. Apri! 1903, 
Bd. 36, S. 313, definieren z. B. den Begriff. 

' Vertreter: v.Bar im „Gerichtsaaal", Bd. 40, S.4S9ff. 
(434); Frank in Golldammer, Bd. 36, S. 267 ff. (über 
groben Unfug im aUgemeinen a. a. O., Bd. 34, S. 145 ff., 
Bd. 38, S.413ff.); Hacke, S. 41; Kukutscb, S. 35; 
LJszt, S. 629; Müller, S. 47. 

» SoZimmerle,S. 69f. 



...Google 



Und zweitens ist überhaupt im Einzelfalle einen 
Unterschied zwischen physisch und psychisch zu 
machen, wenn nicht unmöglich, so doch sehr 
schwer.* Die AbsteUung des Beg^ifTs auf eine 
Störung d^ äußeren Bestandes der Öffentlichen 
Ordnung erscheint als das richt^e.* 

In dem .sich richten" soll li^en, daß durch 
die Handlung die Ordnung nicht gestört zu sein 
braucht, es vielmehr genügt, wenn sie dazu ge- 
eignet ist.' 

Der B^riff Publ ikum hat mit Majorität nichts 
zu tun. Daß er ,als ein unter Umständen nur 
durch Majoritätsprüfung auffindbares Personen- 
wesen nie abstrakt genommen werden dürfe', ist 
meines Erachtens nicht richtig.* Eine gute Defi- 
nition gibt Zimmerle*: »Die von jeglicher Indi- 
vidualisierung und Ziffern) äSigen Begrenzung los- 
gelösten Personen'. Sehr ähnlich betont das 
Reichsgericht", daß das Publikum im § 360" im 
G^ensatz stehe zu , einzelnen Personen und indi- 
viduell begrenzten Personenkreisen'.' 

= Sehr gut Zimmerle, S. 7Sf. 
' RG., Bd. 32, S. 100. — ' Olshanseri , § 360" e -f." 
* „— " bei Müller, S. 23. — • S. 67. 
« inyoml3.Jiilil903inGoItdammer,Bd.50,S.396. 
' Über den Begriff „Unfue" vgl. v, Lilienthals 
Artikel in Holtzendorffs Rechtslexikon. 
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Wenn wir noch auf das Erfordernis derUnmil- 
telbarkeit hinweisen, so mag das für unsere 
Zwecke ausrdchen. 

Welch ein Mißbrauch muß mit dem § 360" ge- 
trieben werden, wenn er schon einem Freiherrn 
Ton Stumm zu häufig angewendet wurde!' 

' Sien. Ber. 2908. 



^OB» 
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SeliHsne listen — Sperre — Bo7kott. 
I. Schwarze Listen. 

.Wir teilen Ihnen mit, daß wir endstehend ver- 
zeichnete Arbeiter entlassen haben und möchten 
Sie vor deren Einstellung warnen, da sie agitatorisch 
tätige Mitglieder des Metallarbeiterrerbandes sind.* 

So und ähnlich lautende Zirkulare versendet 
ein Unternehmer an den anderen oder, wenn er 
selbst einer Organisation ai^ehdrt, an das Zen- 
tralbureau, das dann die Weiterverbreitung besorgt. 
Das ist das nichtswQrdige System der , schwarzen 
Listen*. £in Arbeiter, der sich irgend etwas hat 
zu schulden kommen lassen, was dem Arbei^ber 
nicht in seinen wirtschaftlichen oder pohtischen 
Kram paßt, wird hinausgesetzt mit dem Recht des 
Stärkeren. Beschäftigen oder nicht kann jeder 
Unternehmer, wen er will. Aber ihm künftighin 
das Arbeitsuchen erschweren, das Arbeitfinden ihm 
unmOg]i(di machen, darin liegt eine unmittelbare 
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Hinderung an der Arbeit. Die Verwerflichkeit des 
Mittels wird von einer Seite aoerluinnt, der man 
den Vorwurf zu großer Arbeiter&eundlichkeit kaum 
wird machen können, von der R^ening selbst. 
Es hat sich im Reichstag Staatsminister von Posa- 
dowsky' eingehend darQber geäu^rt und mit 
Recht bemerkt, daß oft Unschuldige mit den Schul- 
digen leiden müssen und auf einseitige, unkontrol- 
lierbare Angaben hin auf den Index gesetzt werden. 
Spielarten desselbenSystemssind die sogenannten 



nur ihnen genehme Arbeiter Arbeit zugeteilt er- 
halten. Ferner die neuerdings auftauchenden .Über- 
weisungsscheine' im Ruhrrevier. Die von einer 
Zeche abkehrenden Bergleute werden wo anders 
nur mit diesen Scheinen angenommen. Werden 
sie ihnen nun von dem entlassenden Unternehmer 
aus ii^endeinem Grunde verweigert, so finden sie 
keine Beschäftigung mehr, soweit das Gebiet der 
im Einverständnis stehenden Arbeitgeber reicht. 
Hier wird derselbe Zweck wie bei den schwarzen 
Listen verfo^; mit dem einzigen Unterschiede, 
daß das Mittel nicht in einem Tun, sondern einem 
Unterlassen besteht. 

' Sten. Der. 2717. 
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Strafrechtlich kann gegen die Unternehmer nicht 
Toi^egangen werden, da die schwarzen Listen 
wohl eine Art der Verrufserklärung bilden, aber 
nicht unter den | 153 GO. feilen; denn sie haben 
nicht die Absicht, die in dem Paragraphen zur 
Voraussetzung der Slrafbarkeit gemacht iel." 

Die Konstruktion, daß die Aufnahme in die 
Listen eine Beleidigung enthalte, taucht wieder 
auf; es wird nämlich in der sozialdemokratischen 
Presse* ein jüngst ergangenes Reichsgerichtsurteil 
— Verurteilung wegen Au&ahme in die schwarzen 
Listen eines Auskunils- und Inkassobureaus, die 
dessen Kunden zug^cbickt wurden — für anali^ 
anwendbar erklärt auf die schwarzen Listen der 
Arbei^eber. Das ist meines Erachten s nicht 
richtig. Es sind doch zu große Unterschiede 
zwischen der Bezeichnung „böswillige Schuldner* 
und „agitatorische Tät^keit" und den ganzen Ver- 
hältnissen in den beiden Fällen. Im übngen 
bringen sich die Sozialdemokraten mit dem Rufe 
nach Bestrafung in die Lage der von ihnen be- 

> Fdr Straflosigkeit auch Eayser, § 153, No. 4; 
■ Reger zu § 153; in Berichtigung seiner früheren An- 
sicht im Eommentar zum Gewerbeger Jchlsgesetz, S. 267, 
jetzt auch t. Schulz, S.481, Anm. 1. 
' „Vorwärts" vom 24. November 1905. 
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käropften Gegner : sie wollen mangels einer posi- 
tiven Strafvorschrift einen Tatbestand unter irgend- 
einen Paragraphen des Strafgesetzbuchs pressen. 
Hficbst unklug I 

Ob die Anlegung von schwarzen Listen g^en 
die guten Sitten verstoSe und rechtswidrig sei, 
diese Frage ist entgegen anders lautenden Urteilen 
früherer Jahre zuletzt von dem deutsehen und 
dem österreichischen obersten Gerichtshöfe^ bejaht 
worden. Den^emäS wäre den Arbeitern der ihnen 
entstandene Schaden nach BGB. g 826 zu ersetzen. 

2. Sperre. 

In den Arbeiterblättern kann man häufig lesen: 
Achtui^, Schuhmacher! In der Fabrik des 
N. N. ist wegen Lohndifferenzen Strike aus- 
gebrochen. Der Betrieb ist von allen Genossen 
zu meiden. Zuzug ist fernzuhalten. 
Damit wird über einen Unlerneiimer die Sperre 
verhängt. Sie ist das Gegenstück zu den schwarzen 
Listen. Ihre rechtliche und wirtschaftliche Berech- 
tigung ist unleugbar. Sie ist von großer Wichtig- 
keit ; sie geht weiter als der Strike, da sie den In- 

■ RG. vom 17. März 1904; das Bsterr. Urteil vom 
20. Juni 1905. Ein früheres verneinendes Urteil z. B. 
RG. in Zivilsachen, Bd. 51, S. 369. 
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haber des gesperrten Betriebes nicht nur der Ar- 
beiter beraubt, die bisher bei ihm gearbeitet haben, 
sonderD auch för die Zukunft aller gelernten 
Kräfte derselbeB Branche, soweit wenigstens wie 
sie organisiert sind.* 

3. Boykott. 
Darunter haben wir die Summe Ton Maßregeln 
zu verstehen, welche einem GewerbetreibeDden 
den Einkauf oder den Verkauf von Waren unmSglich 
machen sollen. Von jener Art, dem sogenannten 
Lieferungsboykott ist hier abzusehen; er wird kaum 
je von Arbeitern ausgeübt werden kOnnen. Ein 
wichtiges Kamp&nittel gegen die Arbeitgeber da- 
gegen gibt diese Art den Arbeitern in die Hand: 
sie drohen, im Falle ihre bei dem Unternehmer 
beschädigten Kollegen nicht einen Minimallohn er- 
hielten, nicht wieder eingestellt würden, kurz ihnen 
nidit das zugebilligt würde, ^was sie veriang:ten — 
dann würde die gesamte Arbeiterschaft nicht mehr 
seine Zigarren rauchen, sein Bier trinken und der- 
gleichen mehr. Es kommt diese Art des Boykotts 
in zahllosen Erscheinungsformen vor; je größer 
der Absatz des Produzenten gerade an Arbeiter- 

' VgL zu den einzelnen Nummern dieses Paragraphen 
die Abtiandlung von Liechti. 
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publikum ist, desto empfiadlicher wird ihn das 
Boykottiertwerden treffen. Ata ein Fat! sei noch- 
mals der Brauereiboykott herau^egriCTen. Ein 
saldier Teningjflckte a^t kflrzlich im Rheinland, 
da er groß angelet, aber nicht streng durchge- 
halten war. Um einander vor den Folgen zu 
bewahren, haben die Brauereien einen Bojkott- 
scbutzrerband gesclilossen.' 

Uns interessiert an dieser Stelle die Strafbarkeit. 



' Im Jnli hat in Berlin unter Teilnahme der Ver- 
treter TOD 26 Brauereibezirksrereinen die Konstituierung 
des sich auf das ganze Reich erstreckenden Boykott- 
schntzverbandes deutscher Brauereien statt- 
gefunden. Der nene, als Versicherungsverein auf 
Gegenseitigkeit begründete SchutZTerband verfo^ auf 
erweiterter Grundlage unter Anpassung an die durch 
die neuere Teraicherungsgeaetzgebung geschaffene 
Rechtslage dieselben Zwecke wie der vor 10 Jahren 
gegründete Zentralverband deutscher Brauereien gegen ' 
die Vermfeerkläningen. Dem Schutzverbande sind so- 
fort 400 Brauereien beigetreten. Der satzungsgemäß 
aufeubringende Reservefonds wurde mit 1 Million Mark 
bemessen. Wörthch entnommen den „Jahrbüchern für 
Nationalökonomie und Statistik" (herausgegeben von 
Conrad, Loening, Leiis, Waentig. Jena 1905. 
S. 407). Es ist deswegen so genau auf diesen Ver- 
band eingegangen worden, weil er ein interessantes 
Beispiel dafllr ist, wie sich die Unternehmer gegen den 
Strike und gleichzeitig als Produzenten gegen den 
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Es versagt der § 153 GO.; wieder weil die dort 
genaoDten Zwecke nicht von den Boykottierenden 
mit ihren Maßnahmen verfolgt werden. Es ver- 
s^en die §§ 240 und 253 StGB, schon wegen 
Fehlens der Rechtswidrigkeit Auch der § 185 
StGB, greift aicht Platz, weil die Erklärung: 
Kauft nicht h^i N. N. keinen Ausdruck der Miß- 
achtung enthält. Es kann jedoch — und damit 
ist das eben Gesagte nicht zu verwechseln — mit 
der Erklärung des Boykotts und mit der Auffor- 
derung, sich an ihm zu heteiligen, ein Tatbestand 
verknüpft sein, der unter einen der Paragraphen 
des Strafgesetzbuchs fällt. Es liegt in dem Boykott 
eine Beschränkung der Freiheit der Person; nidit 
der Gewerbefreiheil; denn diese kann nicht von 
einem einzelnen verletzt werden.^ Der Eingriff in 
die Rechtssphäre eines anderen ist zwar unstatt- 
haft, aber nicht strafbar. 

Da bleibt denn nur noch der grobe Unfu^- 
Paragraph. 

Boykott zu schätzen versuchen. Es ist nSmlich gerade 
im Braugewerbe der Boykott ein häufiges Ersatz- 
mittel des Strikes geworden. So auch Oldenberg im 
HandwCrterbucb, S. 753. 

' Jellinek, System der subjektiven öffentlichen 
Rechte, Freiburg 1892. S. 108. 
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Das Publikum mu^ durch den Boykott belästigt 
und beunruhigt sein; das ist eine Voraussetzung 
des Tatbestandes des § 360". Man kOunte unter 
.Publikum' die boykottierten Gewerbetreibenden 
verstehen, nur müßte ihre Zahl eine so .große 
sein, daß keine individuelle Begrenzung der ein- 
zelnen möghch ist. Da das aber nicht die Regel 
sein wird, hat man als Publikum die große Masse, 
die abseits von den Boykottierten steht, anzusehen. 

Nicht jede in dem Publikum hervorgerufene 
Unruhe genügt; sie muß sich unmittelbar als 
Wirkung der Boykotterklärung darstellen. 

Vor allem aber muß — darauf legt das Reichs- 
gericht mit Recht den Hauptwert — immer der 
äußere Bestand der öffentlichen Ordnung verletzt 
oder wenigstens gefährdet sein.' 

Damit hat das Reichsgericht die berüchtigte An- 
wendung des groben Unfug-Paragraphen fDr ein 
wichtiges Gebiet wesenUich eingeschränkt. 

' So das zitierte UrteU in Goltdammer, Bd. 50, 
S. 396 (397). Vorher schon Bd. 19, S. 294 (398), 
Bd. 21, S. 185 (192). Außerdem noch Bd. 36, S. 214. 
Dagegen war fOr die Strafbarkeit als grober Uning 
z. B. OLG. Dresden vom 21. April 1890, in Reger, 
Ergbd. I, S. 339. 

Frey, Btiike und BCratecht 7 
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Du StaikepoBteutehen. 

Unter Strikeposten hat man diejenigen Arbeiter 
zu verstehen, wdche damit betraut sind, einen Be- 
trieb, in dem gestrikt wird, zu tiberwachen; sei es, 
um Edlegen, die von der Tatsache, daß dort ge- 
strikt wird, nidits wissen, ^zuhalten, dort Arbeit 
zu nämien, sei es, um die Zahl der Arbeitswil- 
le^ zu kontrollieren, oder aus anderen Gründen. 
Zu eng ist die Defmition eines englischen Schrift- 
stellers^ gefaßt, der sagt: .Pickeling consists in 
stationing men in the neighbourhood oF a place 
. where a strike is proceeding to inform the work- 
men of the faet'. 

Die Arbeiter kommen ihrer Aufgabe daduirch 
nach, daß sie in der Nilhe des Strikeorts sich 
aufhalteu — nicht blos stehen, wie der Aus- 
druck RUschlich lautet — , um Platz und Leute 
im Auge zu haben. 



' Spyers: The latmur question. London 1894. 
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Es spidt dch in der R^^ folgende Szene ab: 
Der Posten geht ruhig auf und ab; da kommt ein 
Schutzmann und fordert ihn zum Forschen und 
Verlassen der Straße auf; der Posten gibt diesem 
Verlangen nicht statt, wird dstiect uad erhält ein 
Strafmandat. 

Ob mit Recht, ist zu erörtern. 
In den Urteilen des Kammergerichts, das als 
höchste Instanz fOr preußisches Landesstrafrecht 
sich oft mit derartigen Fallen zu befassen hat, 
linden wir in den Gründen die sterotypen SStie: 
Der Angeklagte habe sich strafbar gemacht, indem 
er der Aufforderung des Polizeiheamten, die zur 
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung auf der 
Straße ei^angen sei, nicht Folge geldstet habe. 
Ein Verbot des Strikepostenstehens an sich sei 
ungültig, da es gegen GO, § 162 Terstoße; umge- 
kehrt seien aber Strikeposten, weil sie Strikeposten 
seien, ni<dit Ton den für jedermann geltenden Be- 
stimmungen befreit. 

Das Verbot des Strikepostenstehens als 

solchen. 

Es Terstofie gegen den § 152 GO., sagt das 

Kammergericht und auch das Rdchsgericht. Dieses 

hatte Ursache, auf den Gegenstand näher einzugehen. 
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als folgender Tatbestand ihm vorlag^: Ein Redakteur 
hatte zum Ungehorsam gegen eine VerordnuDg auf- 
gefordert, und Voraussetzung der Strafbarkeit nach 
I 110 StGB, ist die Rechtsgültigkeit der Verordnung. 
Es handelte sich um die im Ges.- u. Verordn.-ßl(^ 
der Freien und Hansestadt Lübeck am M. April 
1900 veröffentlichte Verordnung, betreffend das 
Verbot des Streikpostenstehens. 
Der Senat hat beschlossen und verordnet hierdurch : 
Personen, welche planmäßig zum Zwecke der 
Beobachtung oder Beeinflussung der Arbeiter 
einer Arbeilsstelle oder des Zuzugs von Ar- 
beitern zu einer Arbeitsstelle au einem ölfent- 
hchen Orte sich aufhalten, werden mit Geld- 
strafe bis zu 1 50 Mark oder mit Haft bestraf. 
Beschlossen Lübeck in der Versammlung des 
Senates, am 21. April 1900. 

Abgesehen davon, daß die Verordnung nicht zu 
den im § 366^" dem Landesrecht vorbehaltenen Po- 
lizeiverordnungen zu rechnen ist, also als solche 
ungültig ist, verstört sie auch gegen § 152 GO. ; 
da nach Art. 2 der Reich sverfassung die Reichs- 
gesetze den Landesgesetzen voi^ehen, ist sie auch 
materiell uDgültig. Verbindungen zur Erlangung 
günstiger Lohn- und Arbeitsbedingungen sind im 



' RG. m vom *. Februar 1901, 
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§ 152 (Br straflos erklärt. Und wenn dTe Aus- 
führung selbst straflos ist, k&nnen nicht bloge 
VorbereitungshäDdlungen bestraft werden. Als 
solche wird man aber alle die anzusehen haben, 
welche — nach den Worten des Reichsgerichts — 
der Herbeiführung, Fortdauer oder Unterstützung 
der Verbindung dienen, notwendigerweise mit Ein- 
schluß des das Werben von Anhängern vorberei- 
tenden Äufsuchens von Gelegenheit dazu. Wenn 
gegen diese vollkommen richtigen Ausführungen 
von einer Seite^ Front gemacht wird mit den 
Worten: ,Eine Handlung, welche an und (tir sich 
strafbar ist, kann nicht dadurch zu einer straflosen 
werden, daß sie den im § 152 sanktionierten 
Zwecken dient' — so steht erstens dieser Satz 
beinahe wOrtlich in der Entscheidung selbst, ist 
also kein Gegengrund; zweitens ist er ganz selbst- 
TCrständhch; und drittens bringt er als Voraus- 
setzung .welche an und für sich strafbar ist' et- 
was erst zu Beweisendes; denn ob die Handlung 
strafbar ist, darum handelt es sich ja gerade. Be- 
achtung dagegen verdient ein für die Straflosigkeit 
sprechendes Ai^;ument Heinemanns*, der einen 
vom Reichsgericht gestreiften und in den Motiven 

' Brütt, S.293. — » In D.J.Z., S. 116, Bp. S. 
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zum .Entwurf eines Gesetzes zum Scbutze des ge- 
werblichen ÄrbeitsverMltnisses' für den § i A. 2 E. 
erwähnten Gesichtspunkt näher ins Auge fafit. In 
den Handlungen der Strikeposten liege eine Beein- 
flussung und Einschüchterung der Arbeits wilUgen, 
die zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung 
genötigt werden sollen, meistens zur UnUtigkeiL 
Dieses Delikt wird in § 240 StGB, bestraft, aber 
nur, wenn mit einem Verbrechen oder Vergehen 
gedroht wird. Eine darüber hinausgehende Be- 
drohung, wie de in dem Strikepostenstehen liege, 
sei also nach % 2 EGStGB., da die .Materie" im 
§ 240 geregelt sei, unzulSss^. 

Aus diesen beiden Gründen — Verstoß gegen 
§ 152 00. und gegen § 2 EGStGB. - ist das 
Verbot des Strikepostenstehens ungültig. 

Die Polizeiverordnungen. 
Von den Gesetzen oder Verordnungen, weldifr 
sieb mit dem Strikepostenstehen an sich beschäf- 
tigen, sind die Polizeiverordnungen zu unterschd- 
den, welche die Aufrechterhaltung der öffentlidien 
Ruhe, Ordnung und Sicherheit auf den Straßen 
zum Gegenstande haben. Obertritt jemand — ein 
Passant oder ein Strikeposten — diese, so wird 
er deswegen bestraft. 
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Es geht freilich die Poliitel in ihrem Eifer gegen 
die Strikeposteit etwas zu weil. Dies mögen die 
beiden folgenden FäDe beweisen. Ein Arbeiter 
war beschuldigt, in einem Hause, in dem gestrikt 
wurde, und zwar im Flur, Posten gestanden zu 
hfth«i. Der AuiToTdening eines Schutzmannes, 
sich von dort zu entfernen, war er nicht nad^e- 
kommen. Die 8. Strafkammer des Landgerichts I 
zu Berlin als Berufungsinstanz sprach ihn frei, da 
die Stra&enpolizeiverordnuDg fQr Vorgänge im 
Hause nicht in Frage komme. Dag^en sprach sich 
ein Eammei|;erichtsurteil vom November 1905 fQr 
die Anwendung der Polizeiverordnung aus, da 
es nicht auf den privat- oder öffentlich rech thchen 
Charakter des Hausflurs ankomme, sondern darauf, 
oh die Schutzmannsan Ordnung ergangen sei, um 
die Sicherheit auf der Strafe aufrecht zu erhalten. 

Ein ander Mal bekam ein Redakteur, der sich 
die Handhabung des Polizeiverordnungsrechts aus 
der NShe ansehen wollte, ein Strafmandat über 
10 Mark, weil er .vor dem Geschäftslokal, wo ge- 
streikt wurde, zwecklos umhergestanden, dadurdi 
die AufrechterbaltuDg der Ordnung erschwert und 
durch sein Verhalten die Streikposten gedeckt 
habe". Das Gericht bestätigte das Strafinandat. 
Da schon vorher Störungen und Belästigungen Ar- 
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beilswilliger vorgekoaunen waren, so hatte nach 
der kammergerichtlichen Praxis der Schutzmann, 
der neue Zusammenstoße zwischen Arbeitswilligen 
und Streikenden fürchtete, das Recht, den Pas- 
santen von der Straße wegzuweisen. 

Des weiteren hat das Kammei^iericbt wiederholt' 
zum Ausdruck gebracht, daß, wenn nur feststdie, 
die Anordnung sei z u r Erhaltung der Ruhe, Ord- 
nung und Sicherheit ergangen, eine gerichtliche 
Nachprüfung, ob sie auch tatsächltcb im einzelnen 
Falle zweckmäßig und notwendig gewesen, unzu- 
läs^g sei. 

Von den Bestrafungen des Postenstehens als 
grober Unfug scheint man ahgeltommen zu sein. 
Sie sind doch gar zu gezwungen. Das OLG. Ham- 
burg* nimmt zwar nicht an, daß die Handlung 
schon an sich grober Unfug sei; aber die Mfiglichkeit, 
daß in einzelnen Fällen Posten durch ihre bloße 
Gegenwart die Freiheit weiter Kreise beschränken 
können, gesteht es zu. Weiter versteigt sich das 
OLG. Breslau,' Es billigt die Annahme des Be- 

' Urteil vom 28. September 1903 in D. J. Z. 1903, 
S. 527, Urteil vom 14. Januar 1904 in „Soziale 
Praxb", 13. Jahrg., S. 492. 

• Vom 30. September 1897 in D. J. Z. 1898, S. 516. 

• Vom 11. Juni 1897, Reger, Bd, 18, S. 253. 
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nifuogggerichts, die Posten hätten das Publikum 
belästigen und in ihrem Sicherheitsgefiihl stOren 
können, da alle Passanten daran denken oiußten, 
«iner Kontrolle unterworfen zu werden. Also 
grober Unfug. Da die Mehrzahl der Passanten 
kaum wie Strikebrecher aussehen werden, ist 
weder von seilen der Posten ein Ansprechen zu 
drehten, noch für das Publikum ein Ange- 
sprochen werden. Solch entfernte Möglichkeiten 
in den Kreis der 2ur Verurteilung führenden Be- 
trachtungen ziehen, dürfte kaum zu billigen sein. 

Wir haben im großen und ganzen immer das- 
sdbe Bild: 

Die Strikeposten werden nicht als solche von 
ihreu Putzen verwiesen, sondern weil sie irgend- 
einer Anordnung eines Aufsich tsbeamten nicht 
Folge leisten. Eine Nichtbefolgung von chikanösen 
und unsinnigen Aufforderungen wird nicht be- 
straft^; sie müssen wenigstens den Zweck haben, 
die Ruhe, Ordnung und Sicherheit aufrechtzuer- 
halten. Das stellt sich erst bei der Gerichtsver- 
handlung heraus. In dem At^enblicke aber, wo 
filr sie die Ausübung ihres Rechtes Wert hat, 
werden die Arbeiter daran gehindert; die richter- 

' Urteil des Kammergerichta in „Soziale Praxis", 
13. Jahrg., S. 39. 
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liehe Entscheidung wird Dur des Prinzips we^n 
herbeigeführt; das ihnen von einem unteq^rd- 
Deten Beamten genommene Recht kann ihnen nur 
theoretisch, nicht talsächlich vom Richter wieder- 
gegeben werden. 

. Man muS sich klar machen, was fOr die Ar- 
beiter, die striken, das Poslensleben bedeutet 
Ohne es wäre die Durchführung fafit jeden Strikes 
unmöglich. 

Die Hauptsache ist es für die Strikenden, m 
verhindern, daß ihnen Arbeitswillige in den Rücken 
(allen, Aoh an ihre SteUe andere Arbeiter treten, 
denn sowie das geschieht, ist der Strike vorbei, 
und die Arbeiter haben nicht nur nichts erreicht, 
sondern sind auch beschäftigungslos, brotlos ge- 
worden. Den Zuzug vom Orte oder von außer- 
halb müssen sie fernhalten. Sie müssen die An- 
kommenden von der Tatsache des Strikes und den 
Verhältnissen am Ort und an der Betriebsstelle 
unterrichten. Sie müssen sie zu überreden suchen, 
nicht die Strikearbeit anzunehmen; sie werden 
ihnen ihre Kosten erstatten und noch Geld zur 
Heimfahrt geben. Woher aber sollen die Sinken- 
den anders erfahren, wer Strikebrecherdienste 
leisten will, als durch den Augenschein? Wie 
sollen sie anders ihre Genossen, deren Namen sie 
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nicht kennen, und die nicht alle das Arbeitecbktt, 
in dem es steht, lesen, au&nerksam machen? Die 
Untem^mer haben es einfacher: Sie sehen im 
Adreß- ober Telei^onbucb nach, und innerhalb 
weniger Stunden weiß die ganze Branche Bescheid.* 

Ninunt man den Arbeitern dieses Recht oder 
schmälert man es ihnen, dann beraubt man sie 
einer ihrer stärksten Waffen in ihrem oft so berech- 
tigten virtschafüicben Kampfe. 

Dies sich einiugestehen, wagen die Gerillte im 
allgemeinen nicht. Eine rühmliche Ansnahme* 
möchten wir an das Ende unserer Ausführungen 
setzen: ,Das Gericht ist sich bewußt, dai durch 
solches Vorgeben der Poliza die gesetzlichen und 
gewerblichen Rechte d» Arbeiter ihre Bedeutung 
Terlieren", 

' Vgl zu den ganzen Paragraphen u. a.: Borght, 
S. 50ff.; Brentano, S. 19ff.i t. Buchka in D.J.Z. 
190a S. 308 ff.; Goldschmidt, S. 346, Anm. 5; 
Qroscharf in D.J.Z. 1900, S. 53S; Legten, beson- 
dere S. 91-99 (Beispiele!); Löwenfeld, Bd. U, 
S. 537 und 560ff.; Sten. Ber.: 26711 (Bassermann), 
2655 (Bebd), 2745 (Heine), S753 (Nieberding). 

* Entnommen der „Sozialen Praxis", 14. Jahrgang, 
S.733. Urteil der 4. Strafkammer des Landgerichts Köln. 
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Lebenslauf. 

Ich, Erich Max Frey, wurde am 16. Oktober 
1882 zu Breslau als Sohn des Eaufinanns Sieg- 
fried Frey und seiner Ehefrau Anna, geb. Kosterlitz, 
geboren. Im nächsten Jahre schon, 1883, zogen 
meine Eltern nach Berlin, wo ich Ostern 1889 das 
Louisenstädtische Gymnasium bezog, das ich Ostern 
1901 mit dem Zeugnis der Reife verUeß. Ich stu- 
dierte dann sieben Semester Rechtswissenschaft, 
fOnf in BerUn und je eins in Lausanne und 
Hünchen. 
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